
Rundbrief
des Arbeitskreises

für Wirtschafts-
und Sozialgeschichte

Schleswig-Holsteins

Nr. 114 Februar 2015

Hg. v. Günther Bock, Ahrensfelder Weg 13, 22927 Großhansdorf

Mitteilungen

Tagung des Arbeitskreises für Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
Schleswig-Holsteins auf dem Koppelsberg bei Plön 
(7.-9. November 2014)  (D. Kraack)  ..........................................................................................  1

Einladung zur AK-Mitgliederversammlung am Sonnabend, 
den 5. September 2015 in Ratzeburg  (D. Kraack)  ............................................................  10

Manfred von Essen 1952 – 2014  (O. Pelc)  ..................................................................................  11 

Beiträge

Tagung „Kriegsleiden in Norddeutschland vom Mittelalter bis zum 
Ersten Weltkrieg“  (O. Pelc)  .........................................................................................................  12

Lebenslange Dienstunfähigkeit durch das Herstellen
von Fernsprechverbindungen?  (R. Jurschek)  ......................................................................  17 
Eine Dorfordnung aus Landkirchen (Fehmarn) von 1832  (J. Wieske)  ............................  29 
„Die Vielfalt der Waren“ – Altona, Waren und der Zoll 1842  (P. Wulf)  ........................  40 
Hammaburg und Neue Burg – Ausgrabungen ermöglichen 
historische Neubewertung des frühen Hamburg  (G. Bock)  ...........................................  49 

Buchbesprechungen  .................................................................................................................  65



Mitgliedernachrichten

Rundbrief des Arbeitskreises für 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins,
Heft 114, Februar 2015
ISSN  2363-9784

Mitgliederbeitrag/Rundbriefabonnement: 
jährlich 30 € (10 € für Studenten oder Interessierte ohne Einkommen).

Internet: http://www.arbeitskreis-geschichte.de
	 http://www.facebook.com/pages/Arbeitskreis-fur-Wirtschafts-
	 und-Sozialgeschichte-Schleswig-Holsteins/300578877403?ref=ts

Bankverbindungen: 
Postbank Leipzig, Konto: 977 526 901 Peter Danker-Carstensen Arbeitskreis 
WISO SH, Bankleitzahl: 860 100 90.
IBAN: DE 15 8601 0090 0977 5269 01
BIC:  PBNKDEFF 
Hinweis für unsere dänischen Kollegen: Wer bisher seinen Mitgliedsbeitrag 
auf das Konto-Nr. 111340-1 bei der Sydbank Kruså überwiesen hat, möchte 
in Zukunft bitte das AK-Konto bei der Postbank Leipzig (IBAN und BIC siehe 
oben) nutzen. Dafür dankt der Kassenwart Peter Danker-Carstensen.

Neues Mitglied:

Dr. Veronika Janssen
Dorfstr. 1
24259 Westensee
v.janssen@kg-w.de (dienstlich) / klingenberg1504@aol.com (privat)
Interessen: Kirchengeschichte Schleswig-Holsteins, nordische Geschichte 
(besonders Hanse), Mentalitätsgeschichte, kirchliche Kunst, Pastorengeschichte

(Fortsetzung 3. Umschlagseite)

Rundbrief  114



�Rundbrief 114

Mitteilungen

Tagung des Arbeitskreises für Wirtschafts- und Sozialgeschichte 
Schleswig-Holsteins auf dem Koppelsberg bei Plön 
(7. - 9. November 2014)

von Detlev Kraack

Am Wochenende vom 7.-9. November 
2014 trafen sich gut 20 Mitglieder des 
Arbeitskreises sowie einige Gäste aus 
nah und fern zu unserer traditionellen 
Herbsttagung auf dem Koppelsberg bei 
Plön. Insgesamt standen elf Vorträge, 
die Präsentation eines neuen AK-Projek-
tes („Dimensionen der Wirklichkeit – Zur 
Quellenkritik der erzählenden Schrift-
quellenüberlieferung“, Detlev Kraack), 
ein Gespräch über den Stand der Arbei-
ten an der neuen „Wirtschafts- und Sozi-
algeschichte Schleswig-Holsteins 1000-
2000“ sowie der Austausch über das 
aktuelle Miteinander, über Planungen 
und Perspektiven des AK (u. a. Neuord-
nung der Mitgliederkartei u. neue Reihe 
AKdigital) und natürlich der traditionel-
le Tagesausklang im Kaminzimmer auf 
dem Programm.

Die anschaulich und quellennah vorge-
stellten Themen erstreckten sich vom 
Hochmittelalter bis in die Gegenwart. In 
den in der Regel sehr innovativen Vor-
trägen wurden stets auch methodische 

und konzeptionelle Fragen behandelt. In 
der Summe boten die Beiträge von der 
ländlichen und städtischen Wirtschafts- 
und Sozialgeschichte bis zur modernen 
Mentalitäts- und Geschlechtergeschich-
te einen guten Überblick über die Akti-
vitäten der Teilnehmer.

Im Mittelpunkt stand wie immer der 
Austausch in der Sache: Hier gewannen 
Ideen neue Form, Pläne für Projekte und 
Publikationen wurden weitergespon-
nen, kontrovers diskutiert und kritisch 
reflektiert. Man hörte einander interes-
siert zu, fragte kritisch nach, und lernte 
von- und miteinander. Schön gerade 
deshalb, dass auch dieses Mal wieder 
einige fortgeschrittene Studierende von 
der CAU den Weg auf den Koppelsberg 
gefunden haben – mögen sie ihren Kom-
militonen von unserer Arbeit berichten 
und sie dazu ermuntern, auch selbst ein-
mal bei uns vorbeizuschauen.

Dass wir ein Arbeitskreis im besten Sinne 
des Wortes sind und gemeinsam und auf 



� Rundbrief 114�

Impressionen von der jüngsten 
Koppelsberg-Tagung des Arbeitskreises



�Rundbrief 114



� Rundbrief 114

Augenhöhe mit dem Gegenstand rin-
gen, wurde nicht zuletzt darin deutlich, 
dass bei der Moderation der einzelnen 
Sektionen der Staffelstab weitergereicht 
wurde, so dass sich auch die Aufgabe 
der Leitung und Koordination von Vor-
trägen und Diskussionen auf mehrere 
Schultern verteilte.

Insgesamt nahmen an unserer Tagung 
auf dem Koppelsberg folgenden Perso-
nen teil: Günther Bock, Karsten Christian, 
Peter Danker-Carstensen, Ole Fischer, 
Martin Göllnitz, Hans-Jürgen Hansen, 
Dominik Hünniger, Veronika Janssen, 
Detlev Kraack, Lisa Kragh, Falk Liebezeit, 
Angrit Lorenzen-Schmidt, Klaus-Joa-
chim Lorenzen-Schmidt (Lori), Kay Möl-
ler, Ingwer Momsen, Claus Hinrich Offen, 
Ortwin Pelc, Klaus-Dieter Redweik, Mar-
tin Rheinheimer, Frederieke Schnack, 
Jan Wieske, Inge-Maren Wülfing und 
Peter Wulf.

Im Einzelnen wurden auf der Tagung in 
Anlehnung an das im Vorfeld zusam-
mengestellte Programm die folgenden 
Gegenstände behandelt:

Am Freitagabend stellte der AK-Sprecher 
Detlev Kraack (Plön) nach der Begrü-
ßung der Teilnehmer und einer kurzen 
Vorstellungsrunde ein neues AK-Projekt 
zur kritischen Auseinandersetzung mit 
den erzählenden Quellenzeugnissen aus 
Mittelalter, Früher Neuzeit und Moderne 
vor (Arbeitstitel: „Dimensionen der Wirk-
lichkeit – Zur Quellenkritik der erzählen-
den Schriftquellenüberlieferung“; vgl. 
hierzu auch den ausführlicheren Projekt-
aufruf in Rundbrief 113, S. 24-25). Die 
Diskussionsbeiträge machten deutlich, 

dass sich hier ein weites, ebenso grund-
legendes wie komplexes Problemfeld 
erstreckt, das auf jeden Fall der Bearbei-
tung lohnt, zumal erst die kritische Aus-
einandersetzung mit der Quellenüber-
lieferung einen adäquaten Umgang mit 
ihr ermöglicht. Es bleibt in vielen Fällen 
Grundlagenforschung zu leisten; so ist 
etwa für jedes einzelne Werk und jeden 
Autor nach Entstehungsbedingungen, 
mentalen Hintergründen und Motivla-
gen zu fragen, wobei Einzelaspekte in 
den letzten Jahren bereits bearbeitet 
worden sind und das Bewusstsein für 
die Bedeutung der Problematik geweckt 
ist (etwa von Bock, Fraesdorff, Scior u. 
Stüben, die angesprochen und zur Mit-
arbeit an dem Projekt bewegt werden 
sollten).

Am Sonnabend präsentierte Ole Fischer 
(Stuttgart/Weimar) unter dem Titel 
„Geschlecht und Fleischkonsum im 19. 
und 20. Jahrhundert“ einen Werkstatt-
bericht zu seinem Habilitationsprojekt. 
Die Grundthese, dass Ernährungsver-
halten nicht (biologisch) determiniert, 
sondern sozial geprägt ist, stand dabei 
nicht zur Debatte. Als zentrales Problem 
für die weitere Arbeit an dem Gegen-
stand stand die Frage nach geeigneten 
Quellenbeständen zu dessen adäquater 
Bearbeitung im Vordergrund. Hier rückt 
England mit z. T. hervorragenden Über-
lieferungen zu den frühen Vegetarier-
vereinen in den Fokus der Betrachtung, 
während die Quellenlage für Deutsch-
land schwierig ist. Im Anschluss daran 
stellte Veronika Janssen (Westensee) an 
einem konkreten Fall aus dem Kirchspiel 
Witzwort („Fromme Bedenken und/oder 
soziale Bedenken - Proteste gegen die 
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Adlersche Agende 1797/98“) Ergebnisse 
ihres abgeschlossenen Dissertationspro-
jektes vor, und Lori (Rostock) beleuchte-
te seine Arbeiten an einem Sozialkata-
ster von Teilen der spätmittelalterlichen 
Stadt Hamburg  („Rekonstruktion eines 
Hamburger Häuserbuchs. Methodi-
sche Studie für den Bereich der  Neuen 
Burg [novum castrum], 1455-1600“). Auf 
der Basis älterer Vorarbeiten ist insbe-
sondere auf der Basis der Hamburger 
Erbe-, Renten- und Hauptbücher (hier 
von zentraler Bedeutung die Kelpschen 
Realfolien, ab 1659 für die Jahre 1455ff. 
entstanden) eine Kartei erwachsen, die 
einzelne Grundstücke, Hausbesitzer-

folgen, Straßenzüge u.s.w. umfasst und 
die digitalisiert und in Form einer Da-
tenbank sicher noch faszinierendere Zu-
griffe auf die spätmittelalterliche Sozial-
topographie Hamburgs zuließe und die 
Möglichkeit eröffnete, dass kommende 
Historikergenerationen an dem Materi-
al weiterarbeiten und es ergänzen kön-
nen. In der lebhaften Diskussion wurde 
u.a. die Idee reflektiert, von Seiten des 
AK eine eigene kleine Tagung zu Fragen 
der methodischen Herausforderungen 
im Zusammenhang mit der Erarbeitung 
von Häuserbüchern zu veranstalten.

Nach einer Kaffeepause referierte Mar-
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tin Göllnitz (Kiel) über „Die Politische 
Universität. Ein Kollektivporträt Kieler 
Professoren aus dem Jahr 1935“, und 
Peter Wulf (Gettorf) skizzierte seine 
Pläne zu einer auf das 19. und frühe 20. 
Jahrhundert (bis 1918) fokussierten „So-
zialgeschichte des Adels in Schleswig-
Holstein“. Von den dynastischen, ständi-
schen und wirtschaftlichen Grundlagen 
bis zur Behandlung der Rolle des Adels 
in der Verwaltung des Gesamtstaates 
oder der Adelskultur erstreckt sich hier 
ein weites Spektrum von Lebenszusam-
menhängen, aus deren Erforschung 
sich wichtige neue Erkenntnisse für die 
Beschreibung von Schleswig-Holsteins 
Weg in die Moderne erhoffen lassen.

Nach der Mittagspause, die bei strahlen-
dem Sonnenwetter auch noch Gelegen-
heit für einen kurzen Spaziergang über 
den Koppelsberg bot, ließ Günther Bock 
(Großhansdorf) den Blick zurück ins 
Hochmittelalter schweifen und mach-
te auf beeindruckende Art und Wei-
se deutlich, wie eng der nordelbische 
Raum dynastisch und wirtschaftlich in 
gesamteuropäische Bezüge eingebun-
den war („Zwischen England und Kiew, 
Norwegen und Burgund. Nordelbien als 
Drehscheibe weiträumiger Verflechtun-
gen im 10. bis 12. Jahrhundert“).

Im Anschluss daran gab Hans-Jürgen 
Hansen (Husum) Einblicke in seine Be-
schäftigung mit der Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte Husums („Kellermei-
ster Hans Daniel Freins und das Hu-
sumer Freihaus“). Dabei vermochte er 
aus der dichten stadtgeschichtlichen 
Überlieferung Husums (und Schleswigs) 
interessante Einzelheiten zu Personen, 

Baulichkeiten und Verflechtungen zwi-
schen den Akteuren im Spannungsfeld 
von Herzogshof und Stadtgemeinde zu 
beleuchten.

Die Zeit zwischen Kaffeepause und 
Abendbrot war für den Austausch über 
die Arbeit an der  geplanten „Wirt-
schafts- und Sozialgeschichte Schles-
wig-Holsteins 1000-2000“ freigehalten. 
Hier wurden Erfahrungen aus der kon-
kreten Arbeit an einzelnen Kapiteln aus-
getauscht, Autoren für noch nicht verge-
bene Themen und Abschnitte gefunden 
und noch einmal grundsätzliche Fragen 
der Abfassung und des Zuschnittes von 
Artikeln diskutiert. Es wurde noch ein-
mal betont, dass es sich bei dem Werk 
um eine handbuchartige Summe, mit-
hin um ein Überblickswerk handeln sol-
le. Dabei gelte es, die für Schleswig-Hol-
stein maßgeblichen Entwicklungen zu 
skizzieren, ohne sich in lokalen Details 
und Spezialfragen zu verlieren. Es solle 
das Erforschte  ausgebreitet, aber auch 
das bislang Unerforschte benannt wer-
den. Die Zielgruppe des Werkes sei eine 
Leserschaft mittleren Interesses und Bil-
dungsniveaus, die auf einer allgemeinen 
Ebene informiert und für Spezialfragen 
auf weitere Literatur verwiesen werden 
solle. Insgesamt konnten die Teilneh-
mer des Gesprächs nach zwei Stunden 
intensiver Arbeit positiv gestimmt an 
den Abendbrottisch gehen, da sich das 
Projekt, dessen Abschluss bis 2018 rea-
listisch erscheint, auf einem guten Weg 
befindet und erste Artikel bereits vorlie-
gen.

Nach dem Abendbrot ging es noch ein-
mal zurück in den Tagungsraum. Hier 
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berichtete Detlev Kraack kurz von dem 
Perspektivgespräch der GSHG in der 
Akademie Sankelmark am 1. November 
2014 und ließ den Blick auf die AK-Mit-
gliederversammlung im kommenden 
Jahr vorausschweifen: Wir werden uns 
am Sonnabend, d. 5. September 2015, 
in Ratzeburg treffen, dort von der klei-
nen Kirche St. Georgsberg aus einen hi-
storischen Spaziergang durch die Stadt 
unternehmen, den Dom besichtigen, 
um uns dann in der Gastwirtschaft „Bi-
schofsherberge“ zum Essen niederzu-
lassen und im Anschluss daran die Mit-
gliederversammlung abzuhalten (vgl. zu 
Einzelheiten S. 10).

Außerdem stellten Günther Bock & Mar-
tin Rheinheimer den Stand der Arbeiten 
am ersten Band von AKdigital (Autobio-
graphie des Auto-Pioniers Sievers aus 
RD) vor. Es wurde deutlich, welche Arbeit 
durch die Aufbereitung des Manuskripts 
für die Redaktion erwächst. Für die Bän-
de dieser Reihe sollten wie auch für die 
kommenden Nummern des Rundbrie-
fes auf jeden Fall ISBN bzw. ISSN bestellt 
werden, um dadurch Verfügbarkeit und 
Seriosität der Veröffentlichungen zu un-
terstreichen. Um hier einen möglichst 
hohen Standard in der äußeren Erschei-
nung zu gewährleisten, sollten auch in 
Zukunft nur Bilder und Abbildungsvor-
lagen von mindestens 300 dpi publiziert 
werden. Die Vorstellung des ersten Ban-
des von AKdigital soll nach Möglichkeit 
mit einer Rendsburger Buchhandlung 
als lokalem Partner durchgeführt wer-
den, wofür erste Kontakte geknüpft 
wurden.

Überdies berichteten Ole Fischer & Peter 

Danker-Carstensen über die Durchfor-
stung (Karteileichen, Nicht-Bezahler des 
Mitgliedsbeitrages) und Neuordnung 
der Mitgliederkartei. Hier wird nach ei-
nem letzten Abgleich ein Ausdruck er-
stellt, der gemeinsam mit dem nächsten 
Rundbrief  verschickt werden soll (eine 
digitale Form darf aus datenschutzrecht-
lichen Gründen nicht übers Internet ver-
schickt werden).

Im Anschluss daran fand wie schon am 
Vorabend die intensive Arbeit im Ta-
gungsraum eine Fortsetzung in gemüt-
licher Runde im Kaminzimmer.

Am Sonntagvormittag berichtete zu-
nächst Karsten Christian (Berlin) über die 
Erträge seiner im Rahmen der „neuen 
Institutionenökonomik“ angesiedelten 
Dissertation („Die Entstehung des Ak-
tienbankwesens in Schleswig-Holstein 
[1840-1870]“), die relativ zeitnah als 
Band unserer Studienreihe veröffent-
licht werden wird und weit über den en-
geren bankhistorischen Horizont hinaus 
interessante Einblicke in die Geschich-
te des 19. Jahrhunderts eröffnet, etwa 
zur Rolle des Staates in einem liberalen 
Wirtschaftssystem und über die mit der 
„Industriellen Revolution“ einhergehen-
de und diese nicht unwesentlich beför-
dernde „Institutionelle Revolution“.

Im Anschluss daran gewährte Martin 
Rheinheimer (Odense) Einblicke in seine 
Forschungen zur Wirtschafts- und Sozi-
altopographie der Insel Amrum in der 
Vormoderne („Netzwerke auf See und 
an Land: Die Karrieren Amrumer Seeleu-
te 1750-1850“). Dies war im besten Sinne 
des Wortes ein Werkstattbericht, weil 



� Rundbrief 114

es dem Referenten gelang, anhand der 
von ihm präsentierten Grafiken das Au-
ditorium zum Mitdenken und zum Stel-
len eigener Fragen zu ermuntern – ein 
faszinierender Gegenstand, der über 
die Fülle der in jahrelanger mühsamer 
Arbeit in eine Datenbank eingespeisten 
Informationen gerade einzelnen Indivi-
duen in ihrer Einbindung in gesellschaft-
liche Strukturen gerecht wird und an 
Einzelbeispielen grundsätzliche Fragen 
aufwerfen und einer Klärung zuführen 
kann. – Beeindruckend!

Nach der Kaffeepause stellte Dominik 
Hünniger (Göttingen) sein neues For-
schungsprojekt zur Sozialgeschichte 
von Wissenschaft und Gelehrsamkeit 
um 1800 vor („Kameralismus, Naturge-
schichte und wissenschaftliches Reisen 
um 1800. – Der dänisch-deutsche Ento-
mologe und Ökonom Johann Christian 
Fabricius [1745-1808]“). Der faszinie-
rende Gegenstand, zu dessen Bearbei-
tung in den Bibliotheken, Archiven und 
Museen von Universitäten und wissen-
schaftlichen Gesellschaften auch und 
gerade über Deutschlands Grenzen 
hinaus noch vielfältige Materialien der 
Entdeckung und Auswertung harren, ist 
nach übereinstimmender Meinung der 
Anwesenden sehr geeignet, daraus eine 
Habilitation erwachsen zu lassen, wozu 
der Referent mit Nachdruck ermuntert 
wurde.

Nach diesem Ausflug in die große weite 
Welt der Wissenschaft und Gelehrsam-
keit führte ein kurzer Vortrag von Detlev 
Kraack (Plön) zurück in die kleinteilige 
Sphäre einer ländlichen Pfarrei auf der 
Schleswigschen Geest („Solidarität in 

der Not: Der Eggebecker Pastoratsbrand 
1815“): In der 1834 gedruckten Autobio-
graphie des Eggebeker Pastors Dethlev 
Nikolaus Krafft, die als Digitalisat von 
der Studienabteilung in der Dänischen 
Zentralbibliothek in Flensburg online 
zugänglich gemacht wurde, schildert 
dieser die tragischen Umstände um den 
Brand des Pastorats im Jahre 1815 und 
führt in einer umfangreichen Dokumen-
tation all diejenigen auf, die ihm mit 
Sach- und Geldspenden in der Not zur 
Seite standen. Hieraus lässt sich ein dich-
tes Netz von persönlichen Beziehungen 
rekonstruieren, zumal nicht wenige von 
denen, die großzügig gaben bzw. Hilfe 
organisierten, in den vorausgehenden 
Kapiteln der Autobiographie als Studi-
enkameraden, Bekannte oder Freunde 
Kraffts begegnen. Dies eröffnet tiefe 
Einblicke in die Kräfte und Strukturen, 
die die vormoderne Gesellschaft der 
Herzogtümer prägten und den entspre-
chend eingebundenen Zeitgenossen 
über Krisen- oder Notzeiten hinweghal-
fen.

In der Summe blicken wir wieder einmal 
auf eine für alle Teilnehmer ebenso in-
tensive wie ertragreiche Veranstaltung 
zurück, die den Zusammenhalt des AK 
noch weiter stärken und allen in sehr 
positiver Erinnerung bleiben wird.

Für das nächste Jahr ist der Koppelsberg 
bereits wieder fest in den Blick genom-
men. Wir treffen uns am Wochenende 
vom 27.-29. November 2015 (1. Advents-
wochenende – ab sofort nimmt Ole Fi-
scher verbindliche Anmeldungen ent-
gegen).
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Die entspannte Atmosphäre auf dem Koppelsberg mit 
Blick auf den Großen Plöner See bei schönstem Wetter 

trug zum lockeren Gedankenaustausch bei.
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Einladung zur AK-Mitgliederversammlung 
am Sonnabend, den 5. September 2015 in Ratzeburg

von Detlev Kraack

Liebe Mitglieder und Freunde des Ar-
beitskreises für Wirtschafts- und Sozi-
algeschichte Schleswig-Holsteins. Wie 
in jedem Jahr möchten wir auch 2015 
unsere Jahresmitgliederversammlung 
mit einer kleinen historischen Exkursion 
verbinden. Ziel wird in diesem Jahr die 
altehrwürdige Bischofsstadt Ratzeburg 
sein. Wir werden uns um 11 Uhr vor dem 
Portal der Kirche St. Georgsberg (auf 
dem „Berg“ in der westlichen Vorstadt) 
treffen. Dort werden wir uns kurz die To-
pographie der Ratzeburger Stadtanlage 
vergegenwärtigen und einen Blick auf 
und in das kleine Kirchlein werfen, das 
wohl noch vom Hl. Ansverus gegründet 
worden ist, der 1066 in der Nähe sein 
Martyrium erlitt (vgl. Ansverus-Kreuz ein 
wenig außerhalb; außerdem Tafel zur 
Ansverus-Legende im Dom).

Danach werden wir uns von Westen her 
auf die Domhalbinsel vorpirschen, je 
nach Tagesform und Wetterlage noch 
einen Blick in die ganz andere, nämlich 
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nachmittelalterliche Stadtkirche werfen 
und links und rechts am Wege noch das 
eine oder andere Interessante wahr-
nehmen, um dann den Dom zu besich-
tigen.

Um 13 Uhr sind wir in der „Bischofsher-
berge“ (Restaurant in Domnähe) zum 
Essen angemeldet, wo es eine warme 
Suppe und ein Stückchen Brot gibt. 
Danach werden wir dann unsere Mit-
gliederversammlung abhalten, und wer 
dann noch Lust hat, kann mit ins Kreis-
museum oder ins A. Paul Weber-Haus 
kommen, wo interessante Ausstellun-
gen auf uns warten.

Es wäre schön, wenn sich all diejenigen, 
die zu kommen beabsichtigen, vorher 
kurz bei Ole Fischer anmeldeten, weil 
wir dann einen ungefähren Überblick 
darüber bekommen, wie viel Suppe wir 
bestellen müssen, und eventuell ja auch 
noch die An- und Abreise mit SH-Bahn-

Tickets oder möglichst voll besetzten 
Autos koordinieren können.

Praktische Hinweise zu An- und Ab-
reise: Züge kommen in RZ zu folgen-
den Zeiten an: aus Lübeck um 10.27 
Uhr (ab HL 10.09 Uhr) und aus Lauen-
burg/Elbe um 10.29 Uhr (ab Lbg. 9.59 
Uhr). – In der Nähe von St. Georgsberg 
gibt es überdies eine ganze Reihe von 
Parkmöglichkeiten.
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Manfred von Essen 1952 – 2014

von Ortwin Pelc

Am 13. Dezember 2014 verstarb nach 
längerer schwerer Krankheit im 63. Le-
bensjahr unser Kollege Manfred von 
Essen, Leiter des Stadtmuseums und Ar-
chivs in Norderstedt. 1978 wurde er mit 
der Erarbeitung eines Konzepts für das 
geplante Norderstedter Stadtmuseum 
beauftragt, das bereits 1980 am Weg 
am Denkmal eröffnet werden konnte. 
Das Stadtmuseum bezog 2001 mit einer 
neuen Konzeption sein neues Domizil 
am Friedrichsgaber Weg und vermittelte 
dort auch mit jährlich zwei bis vier Son-
derausstellungen die Geschichte von 
Stadt und Region, für die sich Manfred 
besonders engagierte.  Zugleich hatte 
er seit 1980 das Stadtarchiv aufgebaut 
und war im Vorstand des Verbandes der 
Kommunalarchivarinnen und -archivare 
aktiv tätig.

Manfred von Essen wurde 1988 an der 
Universität Hamburg mit der Unter-
suchung „Johann Daniel Lawaetz und 
die Armenkolonie Friedrichsgabe“ pro-
moviert, die 1992 als Bd. 97 der Quel-
len und Forschungen zur Geschichte 
Schleswig-Holsteins publiziert wurde. 
In den folgenden Jahren forschte und 
veröffentlichte er zum Archivwesen 
Schleswig-Holsteins und insbesondere 
zur Geschichte Norderstedts in den letz-
ten Jahrzehnten, darunter war z. B. 1994 
der erste Band der Norderstedter Stadt-
geschichte und 2010 in Band 45 der Stu-

dien des Arbeitskreises eine Analyse der 
Reaktion auf den angedrohten Zusam-
menbruch aller städtischen Systeme zur 
Jahrtausendwende in Norderstedt. 

Manfred war seit 1989 Mitglied in unse-
rem Arbeitskreis und hat ihn über lange 
Jahre unterstützt, wofür wir ihm dank-
bar sind.
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Tagung „Kriegsleiden in Norddeutschland vom Mittelalter bis zum 
Ersten Weltkrieg“ am 26. und 27. September 2014 in Hamburg

von Ortwin Pelc

Am 26. und 27. September 2014 fand im 
Museum für Hamburgische Geschichte 
die Tagung „Kriegsleiden in Norddeutsch-
land vom Mittelalter bis zum Ersten Welt-
krieg“ statt, zu der im Rundbrief 109 auf-
gerufen wurde. 60 Teilnehmer folgten 
interessiert den Ausführungen der 15 
Referenten, diskutierten nach den Vor-
trägen und in den Pausen. 

Dr. Ortwin Pelc / Hamburg Museum 
begrüßte die Teilnehmer und wies ein-
führend auf die bedrückende Aktuali-
tät des Themas hin. Die norddeutsche 
Kriegsgeschichte sei durchaus erforscht 
worden, allerdings kaum aus der Sicht 
der Leidenden, seien es die zivile Bevöl-
kerung aller Altersstufen oder die Solda-
ten, Deserteure, Verwundeten, Gefan-
genen und Vertriebenen. Quellen gäbe 
es durchaus und deshalb könnten sich 
unterschiedliche Disziplinen wie die Ge-
schichtswissenschaft und die Archäolo-
gie, die Volkskunde und die Psychologie 
mit der komplexen Thematik befassen, 
z. B. mit den Traumata von Kriegskin-
dern oder der Bundeswehrsoldaten, die 
aus Auslandseinsätzen in Afghanistan 
zurückkehrten.

Im ersten Vortrag „Kriegsleiden in Früh-
geschichte und Mittelalter aus archäolo-
gisch-historischer Sicht“ betrachtete Dr. 
Ralf Wiechmann / Hamburg Museum 
mehrere unterschiedliche Kriegsereig-
nisse, zu denen es auch ganz aktuelle 
Forschungsergebnisse gibt: in römischer 
Zeit die Schlachten bei Kalkriese und am 
Harzhorn, die Entdeckung huderter von 
Toten aus vorgeschichtlichen Überfällen 
auf Dörfer im Tollensetal, die Kriegsver-
letzungen an den Skeletten der Grafen 
von Stade in Harsefeld aus dem 10. Jahr-
hundert und die Toten der Schlacht von 
Hemmingstedt im Jahr 1500. 

Prof. Dr. Stephan Selzer / Helmut-
Schmidt-Universität Hamburg, „Die Lei-
den der Krieger. Invalidität und Gefan-
genschaft in Quellen des spätmittelal-
terlichen Hanseraums“, wies auf vielfäl-
tige Quellen hin, darunter Beispiele aus 
Chroniken, Bestallungsbriefen für Söld-
ner, Schadenslisten, Mirakelbüchern bis 
hin zu Graffiti von Gefangenen in Ge-
fängnissen, nicht zu vergessen die Rolle 
städtischer Ärzte und das helfende Ein-
greifen von Heiligen. 
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Dr. Jörg Rathjen / Kiel, „Gewaltsame Wi-
derstandsformen der Bevölkerung als 
Reaktion auf Kriegsleiden 1625 bis 1660“, 
wies auf das ausgesprochen kriegerische 
17. Jahrhundert hin und analysierte un-
gewöhnliche Beispiele von kollektivem 
bäuerlichen Widerstand gegen Solda-
ten in Schleswig-Holstein, insbesondere 
in Oldenfelde bei Trittau, auf Fehmarn 
und in der Gegend um Segeberg. 

Antje Zeiger / Museum des Dreißigjäh-
rigen Krieges, Wittstock, „Leiden und 
Entbehrungen im Dreißigjährigen Krieg 
- die Schlacht bei Wittstock 1636“, erläu-
terte die Kriegssituation im Ruppiner 
Land, die Lage von Soldaten und Bevöl-
kerung, ging auf Tagebücher der Zeit 
ein und analysierte eingehend Lebens-
verhältnisse und Leiden der Soldaten in 
der Schlacht von Wittstock anhand der 
etwa 120 Leichenfunde in den Massen-
gräbern. 

Mit der Zeit des Nordischen Krieges be-
fasste sich Prof. Dr. Stefan Kroll / Univer-

sität Rostock, „Die Bevölkerung und der 
Krieg in Pommern 1711-1715“ anhand von 
Verwaltungs- und Flugschriften, Zeitun-
gen und Selbstzeugnissen, ging beson-
ders auf Stralsund, Wolgast und Gartz 
an der Oder ein und wies auf offene 
Forschungsfragen nach der Widerstän-
digkeit, den Perspektiven der Soldaten 
und der kulturellen Prägungen durch 
den Krieg hin. 

Dr. Nils Jörn / Archiv der Hansestadt 
Wismar, „Kriegserfahrungen in Wismar 
im Vergleich: 1716 und 1813“ schilderte 
anhand von – für eine Edition vorgese-
henen – Aufzeichnungen aus dem Nor-
dischen Krieg Teuerung und Mangel, 
Überfälle hungriger Soldaten und deren 
Lagerleben sowie die Rolle der Bürger-
wehr; aus dem Jahr 1813 gibt es ein Ge-
dicht zur Situation in Wismar. 

Ebenfalls in die „Franzosenzeit“ führte 
der Vortrag von Dr. Klaus-Joachim Lo-
renzen-Schmidt/Rostock, „Die Belage-
rung Glückstadts über den Jahreswechsel 
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1813/14“. Unter dieser litten die Bewoh-
ner, sie verdienten aber auch durch Ver-
mietungen. In Glückstadt waren 3200 
Soldaten eingeschlossen und mussten 
die Beschießung am 26.12.1813 ertragen, 
während die Stadt von alliierten Trup-
pen belagert wurde und auf der Elbe 
britische Schiffe patrouillierten. Zwei au-
tobiographische Quellen geben einen 
Einblick in die Situation der Belagerer 
und Belagerten. 

Wiebke Johannsen / Hamburg, „Ham-
burg 1813: ‚ ... es ist als wenn lauter Wahn-
sinnige herrschten!‘ Pein und Schrecken 
im Tagebuch der Elisabeth Dorothea 
Moller“. Die Briefe und Tagebücher, die 
einzige erlaubte Sprachmöglichkeit von 
Frauen zu Beginn des 19. Jahrhunderts, 
geben insbesondere im Vergleich auf-
schlussreiche Einblicke in Wahrnehmun-

gen, Befindlichkeiten und Rollen von 
Frauen während der Befreiungskriege. 

Prof. Dr. Antjekathrin Graßmann / 
Lübeck, „Leid durch Vertreibung. Die 
‚Ausstoßung‘ der Hamburger durch die 
Franzosen 1813/14 und das folgende 
Krisenmanagement“. Als Hamburg zur 
Festung erklärt wurde, mussten etwa 
26.000 Menschen – ein Sechstel der Be-
völkerung –, die sich nicht ausreichend 
Vorräte beschaffen konnten, bei Minus-
temperaturen die Stadt verlassen. Viele 
starben, rund 2000 wurden in Bremen, 
etwa 7000 in Lübeck aufgenommen 
und dort mit hohem Aufwand vorbild-
lich versorgt. Zu den Gründen für diese 
Hilfe gehörten neben dem Zwang der 
Ereignisse die christliche Nächstenliebe, 
bürgerliche Verpflichtung und schließ-
lich Solidarität, die sich auch in Spenden 
aus ganz Europa zeigte. 

Dr. Sylvina Zander / Stadtarchiv Bad 
Oldesloe, „‘Edeldenkende Offiziere und 
schamlosteste Raubsucht‘ – der ‚Kosa-
kenwinter‘ 1813 in Oldesloe“. Die Stadt 
in Stormarn ist ein gutes Beispiel für die 
vielfältigen Belastungen in Kriegszeiten: 
Durchziehende und plündernde Trup-
pen, Requirierungen von Nahrungs-
mitteln und Geld, Einquartierungen, 
die Aufnahme von Flüchtlingen und als 
Folgen davon Verschuldung, Verarmung 
und Krankheiten. Aber es gab auch Ge-
winner wie die Getreidehändler. 

Gerd Stolz / Kiel, „‘Wir haben Österrei-
cher, Ungarn, Galizier, Dänen, Freund und 
Feind‘. Freiwillige Verwundetenpflege im 
dänisch-deutschen Krieg von 1864“. Es 
war neu und stieß durchaus auf Vorur-

Ortwin Pelc moderiert die Diskussion 
zu Sylvina Zanders Vortrag.
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teile und Widerstände, dass freiwillige 
weibliche Hilfskräfte sich im Krieg um 
Verletzte beider Seiten in Lazaretten 
kümmerten. Insbesondere Diakonissen 
und Ordensschwestern aus Städten des 
Ruhrgebietes, Berlin und Hamburg so-
wie Schweden setzten sich diesen kör-
perlichen und seelischen Belastungen  
aus. 

Dr. Ortwin Pelc / Hamburg Museum, 
„Kriegsleiden in Hamburg 1870/71“. Der 
Krieg mit Frankreich spielte sich zwar 
weit entfernt von Hamburg ab, dennoch 
waren die Bewohner der Stadt betroffen, 
denn Soldaten aus der Stadt kämpften, 
wurden verwundet und starben, gerie-
ten in Gefangenschaft und behielten 
bleibende Schäden. Ihre Familien muss-
ten mit dem Verlust der Verwandten le-
ben und ihren Lebensunterhalt sichern. 
Zugleich nahm die Stadt Kriegsgefan-
gene auf. Was blieb, waren Denkmäler 
und die verklärenden Erinnerungen der 
Veteranen. 

Dr. Olaf Matthes / Hamburg Museum, be-
trachtete „Kriegsgefangene in Hamburg 
im Ersten Weltkrieg“ unter drei Gesichts-
punkten: Ihre Verwaltung und Ernäh-
rung in den Lagern, die Situation in den 
Kriegsgefangenenlazaretten und den 
Einsatz der Gefangenen als (Zwangs-)Ar-
beiter in Landwirtschaft und Industrie, 
so auf Hahnöfersand und bei Blohm & 
Voss. Zwischen der Gefängnis- und der 
Militärverwaltung gab es Konflikte z. B. 
wegen der Ernährung der Gefangenen, 
die im Kriegsverlauf besser als die der 
Zivilbevölkerung sein sollte. 

Dr. Martin Rackwitz / Kiel, „Hunger und 
Hungerkrawall an der Heimatfront am 
Beispiel der Stadt Kiel 1916/18“ sind auf 
den starken Rückgang der Ernteerträ-
ge, soziale Ungerechtigkeiten und Ver-
teilungskämpfe zurückzuführen. Erste 
Hungerunruhen gab es im Juni 1916 in 
Kiel, denen im  Winter 1916/17 politi-

Lori sprach über Glückstadt.
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sche Forderungen der Betroffenen und 
schließlich Streiks folgten. 

Dr. Axel Attula / Deutsches Bernstein-
museum Ribnitz-Damgarten, analysier-
te „Erfahrungen von Kriegspfarrern aus 
Mecklenburg im Ersten Weltkrieg“. 24 
Geistliche aus den beiden Mecklenburg 
meldeten sich aus Patriotismus, wegen 
des Gehalts oder Problemen in der Hei-
mat an die Front. Dort hielten sie Got-
tesdienste ab und beerdigten Gefallene, 
betreuten Verwundete, auch Gasopfer, 
Kranke und Sterbende. Ihre Berichte 
zeugen von ihren Problemen, z. B. auch 
mit grassierendem Aberglauben. Sie 
waren nach dem Krieg wieder im Pfarr-
dienst tätig und schlossen sich – wohl 
aufgrund ihrer Erfahrungen – in der NS-
Zeit der bekennenden Kirche an.

In der Abschlussdiskussion wurde die 
beeindruckend vielfältige Sicht auf 
Kriegsleiden und die verschiedenar-
tigen Quellen hingewiesen, auch auf 

Aspekte wie „Erobern, um zu besitzen“ 
bzw. „Erobern, um zu zerstören“, auf die 
kulturgeschichtliche  Entwicklung vom 
Mittelalter bis in das 20. Jahrhundert 
und die quellenkritische Sicht auf die 
zahlreichen Bildquellen zum Thema. Die 
unterschiedlichen Vorträge zeigten, wie 
wichtig der Blickwinkel auf die Bedeu-
tung von Kriegen ist, dass es zu allen Zei-
ten vor allem um die Menschen im Krieg 
geht, nicht nur um Strategien, Waffen-
technik und Uniformen; damit zusam-
men hängen die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen, Widerstände, Betroffenheit 
und Hilfsbereitschaft, die Behandlung 
von Gefangenen und die Wirkung von 
Kriegshandlungen auf Hinterbliebene. 
Die Beiträge der Tagung sollen als ein 
weiterer Band der Studien des Arbeits-
kreises veröffentlicht werden.
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Lebenslange Dienstunfähigkeit 
durch das Herstellen von Fernsprechverbindungen?

von Rainer Jurschek

Von der am 28. Februar 1895 beim Kai-
serlichen Telegraphenamt Altona (Elbe) 
als überzählige Fernsprechgehülfin mit 
den Pflichten und Rechten eines Reichs-
beamten widerruflich angenommenen 
Antonie Goehtz ist eine wegen ihrer 
umfassenden Krankengeschichte auch 
aus heutiger Sicht überaus interessante 
Personalakte erhalten geblieben. Nach 
einem Zeugnis der Ortspolizeibehörde 
in Elsdorf / Kreis Rendsburg verbleibt 
das am 27. Oktober 1875 geborene Fräu-
lein Goehtz nach ihrer Schulentlassung 
im Februar 1890 im Elternhaus, bis es 
fünf Jahre später die obengenannte 
Tätigkeit als Telefonistin in der Fern-
sprechvermittlungsstelle der Stadt Alto-
na – einem späteren Stadtteil Hamburgs 
– aufnimmt. Von ihrer Einstellungsprü-
fung für die Beamtenlaufbahn sind ein 
Aufsatz über den Nutzen des Waldes, 
Rechen- und Geografieaufgaben, so-
wie ein Lebenslauf erhalten geblieben. 
Bei der Untersuchung durch den Post-
vertrauensarzt wird die junge Frau für 
gesund befunden, besonders werden 
ihr gesunde Brust- und Atmungsorgane 
und normales Seh- und Hörvermögen 
attestiert.

Zwei Jahre nach ihrer Dienstaufnahme 
in Altona als „Fräulein vom Amt“ reicht 
Antonie Goehtz im Februar 1897 ein Ge-
such zur Versetzung nach Lübeck ein, 

um dort, wie sie angibt, ihrem Elternhau-
se näher zu sein. Die Hamburger Ober-
postdirektion lehnt ihren Antrag mit der 
Begründung ab, dass sie in Reiherstieg 
in der Nähe ihres Dienstortes Altona Ver-
wandte hat, was in Lübeck nicht der Fall 
ist. Darauf folgt im September 1897 ein 
Urlaubsgesuch, in dem die Antragstelle-
rin um einen sechswöchigen Erholungs-
urlaub bei ihren Eltern auf dem Lande 
bittet, um die von ihrem Arzt diagno-
stizierten Brustschmerzen auskurieren 
zu können. Dem Antrag wird stattge-
geben, nachdem sich der Vorstand der 
Postkrankenkasse mit der Beurlaubung 
einverstanden erklärt hat.

Im November 1899 erkrankt Fräulein 
Goetz anläßlich eines Besuches ihrer Ver-
wandten in Reiherstieg bei Hamburg an 
gastrischem Fieber, das sich im weiteren 
Verlauf zu einer Blinddarmentzündung 
ausweitet. Im März 1900 berichtet das 
Kaiserliche Telegraphenamt Altona der 
Hamburger 0berpostdirektion, dass sich 
die Telegraphengehülfin Goehtz jetzt 
wieder kräftig und gesund fühlt. Leider 
hält dieser erfreuliche Zustand nicht lan-
ge an, denn im Oktober 1900 stellt sie 
einen neuen Antrag, sich wegen ihres 
angegriffenen Gesundheitszustandes in 
die Pflege ihrer Eltern in Elsdorf bege-
ben zu dürfen. Die Oberpostdirektion 
genehmigt einen vierwöchigen Urlaub 
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im Elternhause mit folgender Maßgabe: 
Wenn dieser zur Genesung nicht aus-
reichen sollte, muss die Notwendigkeit 
einer Urlaubsverlängerung durch einen 
Staatsmedizinalbeamten festgestellt 
werden. Nach dem zweiten Urlaubs-
gesuch diagnostiziert der Königliche 
Kreisphysikus in Rendsburg bei der Te-
legraphenbeamtin Blutarmut und eine 
hochgradige Nervosität und erklärt sie 
für völlig dienstunfähig. Erst nach einem 
dritten Gesuch, das eine nochmalige 
Urlaubsverlängerung zur Folge hat, ist 
Fräulein Goetz soweit auskuriert, dass 
sie endlich am 30. Dezember 1900  ihre 
Dienstgeschäfte in Altona wieder auf-
nehmen kann.

Der Dienstunfall 
und seine möglichen Ursachen

Am 4. Mai 1901 erleidet die nunmehr 
25jährige Antonie Goehtz einen Hör-
schaden, der den beruflichen Lebens-
weg der jungen Frau beim Kaiserlichen 
Telegraphenamt Altona / Elbe drastisch 
verändert: Im Rahmen ihrer Vermitt-
lungstätigkeit gelangt ein starker Weck-
strom an ihr Gehör, ein zur damaligen 
Zeit berufstypischer Dienstunfall, der 
sich später angeblich mit heftigen Kopf-
schmerzen bei ihr bemerkbar macht. 
Derartige Vorfälle treten bei den damals 
ausschließlich verwendeten Ortsbatte-
rie-Vermittlungsstellen systembedingt 
recht häufig auf und können erst durch 
die Einführung der Zentralbatterie-Tech-
nik, die auf Anrufkurbeln in den Fern-
sprechapparaten verzichtet, drastisch 
reduziert werden. In größeren Orten wie 
in Charlottenburg bei Berlin und in Kiel 

beginnt die Reichstelegraphenverwal-
tung ab 1903 mit der Umrüstung auf die 
modernere Technik. Das neuentstehen-
de Fernsprech-Ortsnetz Hamburg-Alto-
na bedient sich erst um 1910 dieser mo-
dernen Betriebsweise. So bedauerlich 
die durch die Anrufwechselspannung 
der Ortsbatterie-Technik verursach-
ten Traumata sein mögen: In der Regel 
können geschädigte Vermittlungskräf-
te spätestens nach einigen Tagen Ruhe 
den Dienst wieder aufnehmen.

Die vorliegende Personalakte enthält 
keine Angaben zur verwendeten Tech-
nik. Dem besseren Verständnis der Vor-
gänge beim Dienstunfall des Fräulein 
Goehtz dient aber sicherlich die nach-
folgend eingefügte Erläuterung: Zum 
Herstellen einer Fernsprechverbindung 
nimmt der Teilnehmer bei der Ortsbatte-
rie-Technik den Hörer ab und dreht kurz 
die Kurbel an seinem Apparat. Die Kurbel 
ist mechanisch mit einem sogenannten 
Kurbelinduktor verbunden, der ähnlich 
einem Fahrraddynamo eine elektrische 
Spannung erzeugt. Durch schnelleres 
Drehen erhöht sich die erzeugte Span-
nung. Die Weckspannung des Kurbelin-
duktors lässt am Vermittlungsschrank in 
der Fernsprechvermittlungsstelle eine 
Klappe fallen. Jede Anschlussleitung 
eines Fernsprechanschlusses endet auf 
einer eigenen Klappe und einer eigenen 
Steckverbindung. Somit kann das „Fräu-
lein vom Amt“ jederzeit erkennen, auf 
welcher Leitung ein Verbindungswunsch 
besteht und welche Leitung bereits „be-
setzt“ ist. Die Vermittlungskraft schaltet 
sich mittels einer Schnur mit Stöpsel 
– der sogenannten Abfrageschnur – in 
die Steckverbindung der betreffenden 
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Leitung – die sogenannte Klinke – ein 
und meldet sich mit den Worten: „Hier 
Amt, was beliebt?“. Der Anrufer, eben-
so formell, antwortet darauf: „Wünsche 
Nummer 234 zu sprechen!“ Mit dieser 
Information und einer zweiten Schnur 
– der sogenannten Vermittlungsschnur 
– kann die Beamtin nun die Verbindung 
zur Klinke des gewünschten Teilnehmers 
234 herstellen.

Ungeduldige Teilnehmer durchbrechen 
gelegentlich dieses bewährte Ritual. Da 
Vermittlungskräfte oft mehrere Verbin-
dungswünsche gleichzeitig zu bedienen 
haben, entstehen für die Teilnehmer 

unangenehme Wartezeiten, deren Ur-
sachen meist nicht verstanden werden. 
Mancher Teilnehmer dreht aus Verärge-
rung, dass „nichts passiert“, gern noch 
ein zweites oder drittes Mal die Kurbel; 
bei größerer Verärgerung möglicherwei-
se auch noch etwas schneller. Tritt bei 
solchen wiederholten Anrufen die Ver-
mittlungsbeamtin gerade während der 
erneuten Aussendung der Weckspan-
nung in die Verbindung ein, so macht 
sich diese in ihrem Hörer als äußerst 
unangenehm lautes Geräusch bemerk-

Die umfangreiche Personalakte ermöglicht 
Einblicke in diesen ungewöhnlichen Fall.
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bar, das sich bei schnellerem Drehen des 
Kurbelinduktors noch verstärkt.

Im Falle der Telefonistin Antonie Goehtz 
war es wohl der Altonaer Anschluss 511, 
dessen Anschlussinhaber ungeduldig 
und schneller als gewöhnlich die Kurbel 
drehte und der damit – anders als üblich 
– eine dauernde Schädigung bei der Be-
amtin verursacht. „Inspiriert“ wird das 
Fräulein Goehtz dabei möglicherweise 
durch eine Berufskollegin, die während 
eines Gewitters durch den Einschlag ei-
nes Blitzes in eine Freileitung eine vier-
zehntägige Dienstunfähigkeit erleidet, 
wobei bemerkt werden muss, dass die 
Spannungen bei Blitzeinschlägen natur-
gemäß um ein Vielfaches höher sind als 
die Weckspannungen der Ortsbatterie-
Fernsprechapparate. Gerechterweise sei 
festzustellen, dass Schmerzempfinden 
und psychische Befindlichkeiten indivi-
duell höchst unterschiedlich ausgeprägt 
sein können. Während andere Beamtin-
nen nach kurzen Genesungsphasen so-
gar Blitzeinschläge anscheinend ohne 
größere Blessuren verkraften, löst bei 
unserer Telegraphengehülfin bereits 
die einmalige Einwirkung des wesent-
lich niedriger gespannten Weckstroms 
sechs Wochen später ständige heftige 
Kopfschmerzen aus.

Die Beamtin beendet die unangenehme 
Einwirkung des Weckstroms durch Zie-
hen des Stöpsels der Abfrageschnur und 
bedient anschließend den Anschluss 
nicht weiter. Daraufhin beschwert sich 
der Anschlussinhaber des Anschlusses 
511 eine Viertelstunde später bei der Auf-
sicht der Fernsprechvermittlung Altona. 
Gegen die Telegraphengehülfin Antonie 

Goehtz wird ein Disziplinarverfahren 
wegen der Nichtbeachtung dienstlicher 
Vorschriften eingeleitet, worauf die Be-
amtin eine Geldbuße von 75 Pfennig zu 
zahlen hat.

Ungewöhnliche Unfallfolgen

Eigenartigerweise treten die belasten-
den Kopfschmerzen beim Fräulein 
Goehtz nicht gleich nach dem unglückli-
chen Vorfall Anfang Mai auf. Sie versieht 
weiterhin ihren Dienst, nimmt Ende Mai 
noch eine Woche Erholungsurlaub und 
tritt erst Anfang Juli an das Telegra-
phenamt Altona heran, indem sie gel-
tend macht, dass der wegen ihrer seit 
dem 15. Juni auftretenden Kopfschmer-
zen konsultierte Arzt eine Nervener-
schütterung durch elektrischen Strom 
festgestellt hat. Zur Wiederherstellung 
ihrer Gesundheit sei ein Aufenthalt in 
Kolberg an der Ostsee erforderlich. Die 
Oberpostdirektion genehmigt darauf-
hin zum 1. August einen sechswöchigen 
Aufenthalt in Kolberg zwecks Genesung. 
Zum Ende des dortigen Urlaubs geht ein 
weiteres Gesuch beim Telegraphenamt 
Altona ein, in dem Antonie Goehtz eine 
Urlaubsverlängerung um weitere sechs 
Wochen erbittet. Allerdings möchte sie 
sich in dieser Zeit in Kummerfeld bei Pin-
neberg aufhalten. Auch diesem Gesuch 
wird stattgegeben und so geht Anfang 
Oktober ein dritter Urlaubsantrag zur 
Wiederherstellung der Gesundheit für 
wiederum sechs Wochen in Kummerfeld 
beim Telegraphenamt Altona ein. Auch 
diesen genehmigt die zuständige Ober-
postdirektion Hamburg noch, beugt 
aber nun weiteren Gesuchen des Fräu-



21Rundbrief 114

Der handschriftliche 
Lebenslauf der Telefo-
nistin Antonie Goehtz 
aus dem Jahr 1895.

lein Goehtz durch eine härtere Gangart 
vor: Der Antragstellerin wird unmissver-
ständlich schriftlich mitgeteilt, dass sie 
krankheitshalber seit 1897 wiederholt  

und längere Zeit ihren dienstlichen Ver-
pflichtungen nicht hat nachkommen 
können und dass daher ein Ausscheiden 
aus dem Dienste in Betracht gezogen 



22 Rundbrief 114

werden müsse. Die Postkrankenkas-
se setzt noch eins drauf, indem sie die 
Telegraphengehülfin Goehtz über das 
für Kummerfeld zuständige Kaiserliche 
Postamt Pinneberg auffordert, sich im 
Margarethenbad in Kiel behandeln zu 
lassen. Der nunmehr von Direktion und 
Krankenkasse eingeschlagene Weg ver-
fehlt seine gesundheitsfördernde Wir-
kung nicht: Am 21. Dezember nimmt die 
Antragstellerin ihren Dienst in Altona 
wieder auf.

Die Oberpostdirektion lässt damit die 
Angelegenheit allerdings nicht auf sich 
beruhen, sondern fordert noch am 31. 
Dezember 1901 das Postamt Pinneberg 
auf, die Telegraphengehülfin darüber in 
Kenntnis zu setzen, dass eine Weiterbe-
handlung im Allgemeinen Krankenhaus 
Eppendorf beabsichtigt ist. Ein ärztli-
ches Gutachten soll klären, ob ein, wie 
von der Telegraphengehülfin Goehtz 
behauptet, ursächlicher Zusammen-
hang zwischen dem diagnostizierten 
Nervenleiden und dem am 4. Mai an-
geblich erhaltenen Weckstrom möglich 
oder wahrscheinlich ist. Schon vor Ab-
lauf des Krankenhausaufenthaltes vom 
13. Januar bis 19. März 1902 liegt Ende 
Februar das gewünschte Gutachten des 
Oberarztes Dr. Nonne vor. Darin werden 
alle seit 1897 erstellten Diagnosen wie 
„Brustschmerzen, Kopfschmerzen, allge-
meine Hinfälligkeit, gastrisches Fieber, 
Blinddarm-Entzündung, Magenkatarrh, 
Aufstoßen, Appetit-Mangel, Blutarmut, 
hochgradige Nervosität und dadurch 
bedingte völlige Dienst-Unfähigkeit“ 
zusammengefasst. Nach dem Vorfall 
vom 4. Mai 1901 kommen noch „Ner-
venerschütterung durch elektrischen 

Schlag, Hörfähigkeit über die Hälfte her-
abgesetzt, Sehkraft geschwächt, Über-
empfindlichkeit der Netzhäute gegen 
einfallendes Licht und der Ohren gegen 
starke Geräusche, Neurasthenie“ hinzu. 
Als akute Beschwerden werden „Mattig-
keit, ziehende Schmerzen in Armen und 
Beinen, die zuweilen wie abgestorben 
seien, Rückenschmerzen, Vergesslich-
keit, Erbrechen und schlechter Schlaf“ 
genannt. Ihr Verhalten wird wie folgt 
charakterisiert: „Sehr still, scheu und 
verschlossen, meist völlig apathisch, 
auf Fragen wird kaum geantwortet und 
eigentlich niemals heiter“. Der untersu-
chende Oberarzt bezeichnet sie in sei-
nem Gutachten als „krankhaft nervöses 
Individuum, das keinesfalls den in ihrem 
Berufe an sie herantretenden Anforde-
rungen gewachsen ist“. Ein nervöses 
Leiden muss seiner Meinung nach schon 
lange vor dem angeblichen Unfall vom 
Mai 1901 bestanden haben. Der mit dem 
Gehör aufgenommene Weckstrom kann 
aber keinesfalls einen derart nervener-
schütternden Einfluss ausüben. Es sei le-
diglich möglich, dass der Schreck beim 
Empfang des unerwarteten Weckrufs 
eine Verschlimmerung eines bereits vor-
her bestandenen Leidens bewirkt hat.

Während ihres Krankenhausaufenthaltes 
in Eppendorf ermittelt das Telegraphen-
amt Altona bei der 26jährigen Beam-
tin insgesamt 298 krankheitsbedingte 
Fehltage seit ihrem Diensteintritt vor 
sieben Jahren. Anläßlich der Aufnahme 
einer Verhandlungsschrift am 26. März 
1902 erklärt Antonie Goehtz, dass ihr 
krankhafter Zustand auf den Betriebs-
unfall vom 4. Mai 1901 zurückzuführen 
sei. Sie bitte deshalb um ein Ruhege-
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Das Gutachten des 
Allgemeinen Kranken-
hauses Hamburg-
Eppendorf von 1902.

halt, falls sie nicht im Postdienst bleiben 
könne. Die Hamburger Oberpostdirek-
tion dagegen – durch das Eppendorfer 
Krankenhausgutachten bestätigt – hält 
diesen Zusammenhang für ausgeschlos-

sen. Sie schließt weiterhin aus, dass die 
Beamtin in absehbarer Zeit in der Lage 
sein könnte, für ihren Dienst dauerhaft 
zur Verfügung zu stehen und hält es 
somit für gerechtfertigt, sie aus dem 
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Das Urteil des 
Landgerichts Ham-
burg aus dem Jahr 
1905.

Dienst zu entlassen. Trotzdem soll ihr 
ausnahmsweise genehmigt werden, ih-
rem Wunsch entsprechend wieder zum 
Dienst zugelassen zu werden.

Am 11. April 1902 erscheint Telegraphen-
gehülfin Goehtz nochmals um 2 Uhr 
nachmittags zum planmäßigen Dienst 
und meldet sich bereits um 7 Uhr abends 
wegen unerträglicher Kopfschmerzen 
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erneut krank. Am 16. April wird Antonie 
Goehtz nochmals verhandlungsschrift-
lich vernommen, wobei sie erklärt, dass 
sie nicht in der Lage sei, ihre Dienstge-
schäfte wieder aufzunehmen. Daraufhin 
verfügt die Hamburger Oberpostdirek-
tion am 22. April 1902 ihre Entlassung. 
Zum 24. April erhält die Beamtin die 
Kündigung des Altonaer Telegraphen-
amtes mit der Maßgabe, dass sie nach 
Ablauf von vier Wochen, also am 22. Mai 
1902 aus dem Dienst ausscheidet.

Regelung der Beamtenversorgung

Das Beamtenrecht verpflichtet den Be-
amten zu einem über das normale Ar-
beitsrecht weit hinausgehenden Treue-
verhältnis zu seinem Dienstherrn; im 
Gegenzug darf der „Staatsdiener“ eine 
weitreichende Fürsorge seines Dienst-
herrn in Anspruch nehmen. Dieser Sach-
verhalt wird gegenwärtig angesichts 
leerer Kassen zunehmend kontrovers 
diskutiert. Umso mehr verwundert es 
heute, dass in der Kaiserzeit, in der die 
meisten Arbeitnehmer wohl nicht gera-
de „auf Rosen gebettet“ sind, für einen 
bestimmten Teil der Arbeitnehmerschaft 
- den Beamten - bereits ein soziales Netz 
existiert, das in Ausnahmefällen, wie 
dem der früheren Telelegraphengehül-
fin Goehtz, sogar höchste Gremien wie 
den Bundesrat im fernen Berlin beschäf-
tigt.

So wendet sich die Oberpostdirektion 
Hamburg bereits im Juni 1902 mit der 
Frage, ob es angebracht erscheint, der 
ausgeschiedenen Telegraphengehülfin 
eine regelmäßige Unterstützung zu ge-

währen, schriftlich an das Telegraphen-
amt Altona. Dieses nimmt daraufhin 
Kontakt mit der Postagentur in Elsdorf 
/ Kreis Rendsburg und dem Postamt in 
Klein Flottbek auf, um klären zu lassen, 
ob die Angehörigen der Antonie Goehtz 
auf Grund ihrer Vermögensverhältnisse 
in der Lage sind, die junge Frau fortan 
finanziell zu unterstützen. Der Vater der 
Telegraphengehülfin war bis zum Jah-
resende 1901 als königlicher Förster in 
Elsdorf tätig und nach seiner Pensionie-
rung im Januar 1902 mit seiner Familie 
in die Nähe der erkrankten Tochter nach 
Nienstedten an der Elbe umgezogen. Da 
der Vater noch eine weitere Tochter im  
Alter von 28 Jahren und einen nicht be-
rufstätigen Sohn im Alter von 18 Jahren 
zu unterhalten hat, geht des Postamt in 
Klein Flottbek bei seinen Recherchen 
davon aus, dass der Vater angesichts 
seiner relativ hohen Mietzahlungen im 
nicht gerade preiswerten Hamburger 
Villenvorort Nienstedten wohl über kein 
nennenswertes Privatvermögen verfü-
gen kann. Die Oberpostdirektion stellt 
daraufhin am 24. Juli 1902 einen Antrag 
beim Reichs-Postamt Berlin auf Unter-
stützung der früheren Telegraphenge-
hülfin Goehtz, da die ausgeschiedene 
Mitarbeiterin von ihren Angehörigen 
keine Unterstützung erwarten kann. 
Weil sie sich im Dienst stets befriedigend 
geführt habe, sei sie einer fortlaufenden 
Unterstützung würdig.

Das Reichs-Postamt bewilligt den Antrag 
mit einer Unterstützung von 60 Mark 
und teilt mit Schreiben vom 6. August 
1902 der Oberpostdirektion Hamburg 
mit, dass es beabsichtigt, beim Bundes-
rat ein Ruhegehalt auf Grund des § 39 
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Reichsbeamtengesetz an Stelle der Un-
terstützung zu erwirken. Der Bundesrat 
stimmt noch in der Sitzungsperiode des 
Jahres 1902 zunächst für drei Jahre der 
Zahlung eines Ruhegehaltes an Antonie 
Goehtz in Höhe von 276 Mark jährlich zu. 
Die Zahlung soll vom 22. April 1902, dem 
Tage des Ausscheidens aus dem Dien-
ste, rückwirkend erfolgen. Damit erhält 
die ehemalige Telegraphengehülfin 
rund ein Viertel ihrer früheren Bezüge. 
Bei Ausübung ihres Dienstes dagegen 
bezog die Telegraphengehülfin ein Ta-
gegeld von 3 Mark, also monatlich 90 
Mark.

Das vom Bundesrat gewährte Ruhege-
halt erscheint zwar nicht gerade üppig, 
aber in Anbetracht der extrem kurzen 
Dienstzeit von nur 7 Jahren ist es wohl 
mehr als angemessen. Ein gleichrangiger 
Ruhestandsbeamter erhält gegenwärtig 
erst nach Erreichen der gesetzlichen 
Altersgrenze von 65 – 67 Jahren seine 
vollen Ruhestandsbezüge von 71, 75 % 
seiner bisherigen Dienstbezüge und er-
reicht dabei bei einer mehr als sechsfa-
chen geleisteten Dienstzeit gegenüber 
der Telegraphengehülfin Goehtz nicht 
einmal den dreifachen Prozentsatz der 
Ruheständlerin.

Dabei hätte die Geschichte nun eigen-
lich ihr Bewenden gehabt, denn nach 
dem Ausscheiden aus dem Dienst erhält 
die junge Frau nun wie gewünscht regel-
mäßig ein vom Bundesrath bewilligtes 
Ruhegehalt. Da aber wohl die Unzufrie-
denheit eine wesentliche Triebfeder des 
Menschen darstellt, reift bei der Antonie 
Goehtz alsbald das Anspruchsdenken, 
dass ihr als Opfer eines Dienstunfalles 

mit anschließender Erwerbsunfähigkeit 
eine Berufsunfähigkeitsrente zusteht. 
Sie strengt deshalb im Frühjahr 1903 
einen Prozess gegen die Hamburger 
Oberpostdirektion wegen ihres Dienst-
unfalles durch Stromschlag infolge 
heftigen Weckens an. War man bisher 
bei der Kaiserlichen Oberpostdirektion 
davon ausgegangen, dass die frühere 
Telegraphengehülfin am 4. Mai 1901 
lediglich einen vorübergehenden Hör-
schaden erlitten haben konnte, so wird 
durch den geänderten Sachverhalt die 
ganze Geschichte neu aufgerollt. Glück-
licherweise hatten die Verantwortlichen 
im Telegraphenamt Altona den Vorfall 
gut dokumentiert und die Oberpostdi-
rektion für den bevorstehenden Prozess 
gewichtige Zeugen und Sachverständi-
ge bestellt.

Im Februar 1904 findet beim Landge-
richt Hamburg die erste Beweisaufnah-
me statt, bei der Professor Dr. Classen 
vom Physikalischen Staatslaboratorium 
feststellt, dass die Telegraphengehülfin 
Goehtz lediglich einen Schreck durch ein 
starkes Geräusch erlitten haben könnte; 
ein Stromschlag ist nur bei Berührung 
einer metallischen Leitung möglich. Da 
die Vermittlungskräfte aber angehalten 
sind, die Metallteile der Stöpsel nicht zu 
berühren, ist ein Stromschlag über die 
Finger allenfalls bei unsachgemäßer Be-
dienung möglich, ein Stromschlag auf 
den Kopf dagegen ausgeschlossen. Die 
Beweisaufnahme wird abgebrochen, 
weil der Oberarzt des Eppendorfer Kran-
kenhauses Dr. Nonne vor Abgabe seines 
endgültiges Gutachtens geklärt haben 
möchte, ob derartige Phänomene, wie 
sie dem Fräulein Goehtz widerfahren 
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sind, im Telefonbetrieb häufig vorkom-
men und ob nennenswerte Beschwer-
den häufig, und wenn ja, etwa nur bei 
nervösen Individuen hervorgerufen 
werden?

Beim zweiten Beweisaufnahmetermin im 
April 1904 berichtet Telegraphendirektor 
Kuppe vom Hauptfernsprechamt Ham-
burg von vier wegen starker Weckge-
räusche erkrankten Telefonistinnen in-
nerhalb von 14 Monaten. Drei von ihnen 
seien nach kurzer Zeit genesen, ledig-
lich die Vierte, die schon früher häufig 
erkrankt sei, ist schon seit vier Monaten 
vermutlich wegen anderer Beschwerden 
dienstunfähig. Er stellt fest, dass bei je-
dem Vorfall mit eventuellen gesundheit-
lichen Folgen sofort die technischen Ein-
richtungen auf ihre Funktion untersucht 
werden: Anhaltspunkte für Stromschlä-
ge gab es bislang in keinem Fall. Auch 
der Sachverständige Professor Dr. Clas-
sen, dem der Hörer der früheren Tele-
graphengehülfin zu eingehender Über-
prüfung überlassen wurde, kann keinen 
möglichen Isolationsfehler entdecken.

Der Klägerin gelingt es trotz Einbezie-
hung des Postvertrauensarztes als Zeu-
ge ihrer Erkrankung nicht, das Gericht 
zu überzeugen, dass die Ursache ihrer 
hochgradigen Nervosität jener Vorfall 
vom 4. Mai 1901 ist, den sie seit Juli 1901 
als „Dienstunfall durch Stromschlag“ 
aufzuwerten versucht. Ein weiterer Gut-
achter bezeichnet ihr Leiden als „hypo-
chondrisch neurasthenische Neurose, 
die schon vor dem angenommenen 
Dienstunfall bestanden haben muß“. 
Ihre Klage wird somit vom Landgericht 
Hamburg im Juli 1904 kostenpflichtig 

abgewiesen; auch ein Berufungsverfah-
ren im Februar 1905 führt nicht zum ge-
wünschten Erfolg. Trotzdem beschäftigt 
die frühere Mitarbeiterin die Hamburger 
Oberpostdirektion, das für ihren neuen 
Wohnort zuständige Postamt Altona-
Ottensen und den zuständigen Postver-
trauensarzt weiterhin: Im dreijährigen 
Turnus lässt der Bundesrat die finanzi-
elle Stituation der Familie Goehtz und 
den Gesundheitszustand der früheren 
Beamtin feststellen, um zu prüfen, ob 
die Zahlung des Ruhegehaltes noch er-
forderlich ist. Bis zum Jahre 1924 erhöht 
sich das Ruhegehalt schrittweise auf 375 
Mark. Zudem werden vorübergehend 
während der Inflationsjahre 1914 - 23 
nicht unerhebliche Kriegsbeihilfen und 
Zuschüsse gezahlt, die ein Vielfaches 
des Grundgehaltes ausmachen.

Die Akte der Antonie Goehtz endet 
mit einer Eintragung vom 3. Dezember 
1924 auf dem Beleg „Berechnung der 
Versorgungsgebührnisse“. Danach ver-
lieren sich die die Spuren der nunmehr 
49jährigen Antonia Goehtz. Über den 
Zeitpunkt ihres Ablebens und der damit 
verbundenen Einstellung der Ruhege-
haltszahlungen geht leider nichts aus 
der ansonsten sehr umfangreichen Per-
sonalakte hervor.

Fazit

Die aus der Personalakte reflektierte 
Lebensgeschichte der Antonie Goehtz 
erscheint heute höchst ungewöhnlich. 
Es ist sicherlich berechtigt festzustellen, 
dass sie auf Grund ihrer Persönlichkeit 
für eine zuweilen sehr nervenaufreiben-
de Tätigkeit, wie die der Vermittlung von 



28 Rundbrief 114

Telefongesprächen, absolut ungeeignet 
war. Sonst wäre ihr berufliches Schei-
tern an einem zwar unangenehmen, 
aber eigentlich banalen Vorfall wie dem 
Geknatter der Weckspannung im Hörer 
nicht möglich gewesen.

Eigenartigerweise ist von der mit der 
leidigen Angelegenheit befaßten Ober-
postdirektion nicht geprüft worden, ob 
es für die junge Beamtin möglicherwei-
se eine weniger nervenaufreibende Tä-
tigkeit im Schoße der riesigen Post- und 
Telegraphenverwaltung gegeben hätte. 
Aber wahrscheinlich sammelte sich zum 
Zeitpunkt des unterstellten Unfalls bei 
den Verantwortlichen schon so viel Un-
mut über die junge Frau und ihre häu-
figen Dienstausfälle an, dass man dem 
Fräulein Goehtz von Seiten der Postver-
waltung keine Brücke mehr zu einer an-
deren Tätigkeit bauen wollte.

Warum die Kaiserliche Postverwaltung 
zur damaligen Zeit Dienstanfänger nicht 
erst in einem Beamtenverhältnis auf Pro-
be oder zur Anstellung beschäftigte, bis 
sichergestellt war, dass sie sich im Dienst-
betrieb bewähren, ist aus heutiger Sicht 
nicht nachvollziehbar. Bei einem frühen 
Ausscheiden aus dem Dienst wegen 
Unfähigkeit jedwelcher Art wäre dann 
für die relativ kurze Dienstzeit lediglich 
die Nachentrichtung der Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig gewesen; sicherlich 
eine erheblich kostengünstigere Varian-
te als die lebenslange Ruhegehaltszah-
lung.

Es ist sicherlich nicht zu bestreiten, dass 
die junge Frau, durch welchen Umstand 
auch immer, psychisch schwer erkrankt 

war. Vielleicht beeinflusste auch eine 
gehörige Portion Heimweh ihren Krank-
heitsverlauf ungünstig. Trotzdem muss 
ihre versuchte Irreführung des Gerichts 
durch die Behauptung, beim Anruf ei-
nen Stromschlag mit weitreichenden 
gesundheitlichen Folgen erlitten zu 
haben, als ausgesprochen fragwürdig 
gelten, weil dieses nur dem Ziel gedient 
hätte, ihr ohne jegliche Gegenleistung 
den Lebensunterhalt zu sichern. Ein Sieg 
im Gerichtsverfahren wäre eine schal-
lende Ohrfeige für jene vielen tausend 
Telefonistinnen gewesen, die trotz zu-
weilen widriger Umstände täglich klag-
los ihren beruflichen Verpflichtungen 
nachkamen.

Quellennachweis: 
Personalakte der Antonie Goehtz bei der 
Oberpostdirektion Hamburg über den 
Zeitraum 1895 - 1924.
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den Dorfvorsteher Gustav Jacob Fried-
rich Wilder (1805-1852). Bei dem kommu-
nalpolitisch sehr engagierten Landwirt5  
dürfte es sich auch um die treibende 
Kraft bei der Abfassung der Ordnungen 
handeln. Am besagten 2. Juni wurden 
die Beliebungen, wie es im kurzen Vor-
wort heißt, „nochmals nachgesehen und 
demnächst im Zusammenhange einge-
tragen und unterschrieben“, also gewis-
sermaßen durch eine Ordnung „aus ei-
nem Guß“ ersetzt. Nach dem Beschluss 
durch die Dorfschaft wurde die neue 
Fassung zur vorgeschriebenen Geneh-
migung6  an das Königliche Amtshaus 
in Burg auf Fehmarn eingereicht, und 
erhielt die „amtsobrigkeitliche Appro-
bation“ am 15. Juni. Abgesehen von der 
verworfenen ersten Fassung, existieren 
keinerlei Hinweise auf eine ältere schrift-
liche Ordnung im Dorf. Auf den Abdruck 
des kassierten Vorentwurfs wird hier 
verzichtet, da sich im Vergleich mit der 
genehmigten Ordnung inhaltlich kaum 
wesentliche Unterschiede zeigen. Wo es 
sie gibt (am deutlichsten beim Thema 
„Häuerlinge“), wird hierauf per Fußnote 
hingewiesen.

In Anlehnung an die Rheinheimer-Editi-
on lässt sich für die Landkirchner Dorf-
ordnung folgendes Inhaltsverzeichnis 
erstellen:

(Einleitung.) 1. Worthalter, Dorfbuch, 

Eine Dorfordnung aus Landkirchen (Fehmarn) von 1832

von Jan Wieske

Im Rundbrief Nr. 113 habe ich über eine 
Schenkung an das Stadtarchiv Fehmarn 
berichtet, die u.a.  Nachbarbücher drei-
er Inseldörfer aus dem 18. Jahrhundert 
umfasste. Alle drei Bücher enthalten – 
wie auf Fehmarn nicht unüblich – Belie-
bungen.1  Als Martin Rheinheimer vor 15 
Jahren seine Habilitationsschrift zu den 
Dorfordnungen im früheren Herzogtum 
Schleswig veröffentlichte, waren letztere 
ihm bekannt und fanden entsprechend 
in seiner Arbeit Berücksichtigung.2

Bereits seit längerem befindet sich im 
Stadtarchiv Fehmarn das Nachbarbuch 
von Landkirchen, dem Kirch- und Ge-
richtsort des „Mittelsten Kirchspiels“.3  
Dieses Buch wurde im Jahr 1831 ange-
legt und enthält ebenfalls eine Dorf-
ordnung, welche bislang von der For-
schung unbemerkt geblieben ist. Sie 
soll daher im Folgenden vorgestellt und 
schließlich im vollen Wortlaut abge-
druckt werden.

Die Landkirchner Ordnung wurde in ih-
rer letztlich in Kraft tretenden Fassung 
am 2. Juni 1832 von den Dorfnachbarn 
mehrheitlich beschlossen. Bereits in 
den Monaten zuvor waren in der Nach-
barlichen Versammlung mehrere Be-
liebungen zur Regelung verschiedener 
Gemeindeangelegenheiten verabschie-
det und niedergeschrieben worden.4  
Zu Papier gebracht wurden sie durch 
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Der Textanfang der Landkirchner 
Dorfordnung von 1832.

Dorflade 2. Dorfgeschworener. 3. Dorf-
versammlung. 4. Nachbargeld. 5. Häuer-
linge. 6. Schnee. 7. Begräbnis.  8. Weide, 
Wasserläufe, Lehm. 9. Loses Vieh, Ein-
schüttung. 10. Mühlengeld. 11. Nacht-
wächter, Feuer. 12. Dorfkasse. Schluss.  
Konfirmation.

Im Vergleich mit anderen fehmarnschen 
Dorfordnungen jener Zeit erscheint die 
Landkirchner Beliebung recht kurz. Be-
sonders die Bestimmungen zur Viehhal-
tung waren andernorts zahlreicher und 
detaillierter.7  In Landkirchen bedurfte 
dieser Bereich offenbar weniger Rege-

lungen, da es dort nur vergleichsweise 
wenige Bauernhöfe und mithin deutlich 
weniger Rinder, Pferde und Schweine 
gab. Der Kirchort war, siedlungsge-
schichtlich betrachtet, ein Nachzügler 
und verfügte entsprechend über eine 
kaum nennenswerte Dorfflur. Sozial und 
wirtschaftlich unterschied er sich seit je-
her stark von den umliegenden Bauern-
dörfern.8

Des weiteren fällt auf, dass der Dorf-
vorsteher in Landkirchen „Worthalter“ 
genannt wurde. Diese Bezeichnung fin-
den wir auf der Insel lediglich in zwei 
weiteren Beliebungen. Sie stammen  in-
teressanterweise beide aus Dörfern, die 
wie Landkirchen eine im regionalen Ver-
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gleich relativ hohe Zahl an Handwerkern 
und Gewerbetreibenden aufwiesen.9  
Auch die Landkirchner Verwendung 
des Dorfgeschworenen-Titels für ei-
nen bloßen Kassierer oder Gehilfen des 
Dorfvorstehers erscheint eher unüblich; 
denn andernorts vertraten in der Regel 
gerade die Dorfgeschworenen die Kom-
mune, versahen also im wesentlichen 
jene Aufgaben, die in Landkirchen dem 
Worthalter übertragen wurden. Dabei 
variierte die Zahl der Geschworenen je 
nach Dorfgröße.10  Gewöhnlich ging 
dieses Amt unter den Nachbarn reihum. 
Die Wahl des Dorfvorstehers durch die 
Eingesessenen für gleich mehrere Jahre, 
wie es in Landkirchen praktiziert wurde, 
stellt in diesem Zusammenhang also 
ebenfalls einen Sonderfall dar.

Kurz eingegangen sei noch auf Abschnitt 
8 der Dorfordnung, der u.a. die Auf-
teilung der früher gemeinschaftlichen 
Weide behandelt und sich nur vor dem 
Hintergrund des fehmarnschen Sonder-
wegs in dieser Frage verstehen läßt: Die 
Fehmaraner hatten für sich 1771 mittels 
Bittschrift eine Befreiung von den Vor-
gaben der Einkoppelungsverordnungen 
erwirkt. Erst 1842 wurde von höherer 
Stelle wieder stärker auf eine vollständi-
ge Umsetzung der „Verkoppelung“ auch 
auf Fehmarn gedrängt. Hieraus ergab 
sich ein langwieriger Schwebezustand, 
der vielerorts nicht über eine gelocker-
te Form der vormaligen Feld- und Wei-
degemeinschaft hinauskam.11  Wie die 
Dorfordnung zeigt, hatte es zwar auch 
in Landkirchen eine Aufteilung der Wei-
de gegeben, doch war diese keineswegs 
im Sinne der besagten Verordnungen 
erfolgt. Die Weide war lediglich in Lose, 

also Anteile, aufgeteilt worden, die be-
stimmten Nachbarn zugesprochen wor-
den waren, wobei das jeweilige Weide-
los rechtlich an ein bestimmtes Haus im 
Dorf gebunden blieb. Damit war zwar 
einerseits privatisiert worden, doch an-
dererseits bestand nach wie vor eine Art 
Genossenschaft. Diese war allerdings 
deutlich exklusiver geworden: Nicht 
mehr jeder Dorfnachbar, insbesondere 
nicht ein neu Hinzukommender, hatte - 
ein bestimmtes Maß an Land- und Vieh-
besitz vorausgesetzt - ein Anrecht auf 
Nutzung der Weide, sondern nur noch 
derjenige, der auch ein Weidelos besaß 
oder von einem anderen überlassen be-
kam. Der Frage, wie die Aufteilung der 
Weiden in anderen fehmarnschen Dor-
fordnungen behandelt wird, lohnt sich 
sicher weiter nachzugehen. Quellenma-
terial hierzu ist in der Rheinheimer-Editi-
on vorhanden.

Zum Behuf der zu ihrer Gültigkeit gesetz-
lich erforderlichen amtobrigkeitlichen 
Bestätigung derselben, sind die Vorstehen-
den Beliebungen der Dorfschaft Landkir-
chen12  nochmals nachgesehen und dem-
nächst im Zusammenhange eingetragen 
und unterschrieben worden.

I. Vom Worthalter.
1. Der sogenannte Worthalter der Dorf-
schaft, der jedesmal auf 3 Jahre von der 
Nachbarschaft erwählt wird, ist, wie frü-
her, so auch in der Zukunft der Vorsteher, 
Repräsentant und Bevollmächtigte der 
Dorfschaft, und hat als solcher die Ge-
rechtsame derselben in ihrem Namen ge-
richtlich und außergerichtlich wahrzuneh-
men und zu vertheidigen, die itzigen und 
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künftig etwa von derselben zu machenden 
Beliebungen der Dorfschaft in Ausübung 
zu bringen, und für die Befolgung dersel-
ben zu wachen[?], die etwaigen Übertreter 
derselben zu ihrer Pflicht anzuhalten, und 
die Dorfschaft überhaupt in allen vorkom-
menden Fällen zu vertreten, wozu ihm 
durch seine Wahl selbst die nöthige Macht 
und Gewalt ertheilt wird, daher er denn 
dazu einer besonderen Vollmacht nicht be-
darf. Für dieses und die beyden folgenden 
Jahre ist demnach Gustav Jacob Friedrich 
Wilder zum Worthalter erwählt worden.
2. Der Worthalter hat die sämtlichen Pa-
piere und Documente des Dorfs in der 
Nachbarlade getreulich aufzubewahren, 
und wenn er abgeht, an seinen erwählten 
Nachfolger abzuliefern.

3. Wenn in der Nachbarschaft etwas zu be-
sprechen ist, so hat der Worthalter sämmt-
liche Nachbarn, und zwar wenigstens 6 
Stunden vor der Versammlung durch den 
Dorfgeschwornen dazu ansagen zu lassen, 
die von denselben gefaßten Beschlüsse, 
die auch für fernere Fälle Gültigkeit haben 
sollen in das Nachbarbuch einzutragen, 
und deren amtsobrigkeitliche Bestätigung 
zu bewirken.
4. Der Worthalter hat dem Dorfsgeschwor-
nen diejenigen Listen zu überliefern, wor-
nach dieser die Dorfsgelder zu erheben 
und abzuliefern hat, hat die Nachbar- und 
Todtengelder in Empfang zu nehmen, und 
diese Gelder am Hirtentage, oder wenn es 
sonst bestimmt wird, abzuliefern, und über 
die davon bezahlten Summa Rechnung 
abzulegen, auch wegen getreuer Erfüllung 
dieser ihm obliegenden Verpflichtungen 
Bürgschaft zu bestellen.
5. Wenn kein Mitglied des Gerichts im Dor-
fe ist, so führt der Worthalter die polizeyli-

Ein Abdruck des Dorf-Siegels, das der 
Worthalter G. J. F. Wilder im Jahr 1834 
„im verfloßenen Fehmarschen Markt“ 
stechen ließ und der Kommune schenkte.
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che Aufsicht in so weit diese einem Dorfs-
vorsteher zusteht.
6. Für die mit diesem Amte verbundenen 
Bemühungen und Lasten erhält der Wort-
halter keine Vergütung, ist indeß, wie frü-
her, für seine Person vom Schneeschaufeln 
und Wachhalten befreit, so wie ihm auch 
seine für die Dorfschaft beschaften Ausla-
gen baren Auslagen ersetzt und die zum 
Amte nicht gehörigen Arbeiten vergütet 
werden.

II. Vom Dorfsgeschwornen.13

1. Der Dorfsgeschworne wird in Zukunft, 
wie bereits seit einigen Jahren geschehen 
ist, von der Nachbarschaft jährlich für ein 
von derselben zu veraccordirendes Gehalt 
angenommen.
2. Zu diesem Gehalte trägt die Nachbar-
schaft bis dahin, daß die Reihe Dorfsge-
schworener zu werden, sonst wieder an 
den ersten Nachbar Jacob Schütt gekom-
men seyn würde, nach Marcken, die in den 
Häusern liegen, 12 m vorm. Cour., jeder der 
beyden Nachbarn aber, die eigentlich die 
Reihe, dieses Amt zu übernehmen, trifft, 6 
m v. C. bey, und die alsdenn fehlende Sum-
me wird am Hirtentage vom Nachbar und 
Todtengelde abgenommen. Nach Ablauf 
der gedachten Jahre wird die Nachbar-
schaft über die künftige Zusammenbrin-
gung des Gehalt des Dorfsgeschwornen 
den nöthigen Beschluß fassen.
3. Für dieses Gehalt hat der Dorfsgeschwo-
rene die Veränderungslisten wegen des 
Kopfgeldes zu besorgen, die Landschaftli-
chen Kirchspiels und Kirchenanlagen, das 
Brand- und Arm[en]geld und die sonstigen 
Dorfsgelder einzukassieren, und für deren 
gehörige Ablieferung einen sicheren Bür-
gen zu bestellen.
4. Außerdem hat derselbe die Aufsicht 

beym Schneeschaufeln zu führen, das Ar-
menkorn vom Gericht erhaltener Vorschrift 
zu folge, anzuweisen, das Ansagen und 
Rundgehen im Dorfe zu besorgen, und mit 
dem Worthalter die Läufe zu besehen.
5. Den Betrag des veraccodirten Gehalts 
des Dorfsgeschworenen hat der Worthal-
ter jedes Mal genau in das Nachbarbuch 
einzutragen und das desfellige Notat von 
dem dazu Angenommenen und dem Bür-
gen desselben unterschreiben zu lassen.

III. Von den Versammlungen der Nachbar-
schaft und den von derselben zu fassen-
den Beschlüsse.
1. So oft der Worthalter es für nöthig findet, 
sich mit den Nachbarn über gemeinschaft-
liche Dorfsangelegenheit zu besprechen, 
oder einer oder mehrere Nachbarn eine 
Versammlung derselben wünschen, und 
sich deshalb bey dem Worthalter melden, 
hat derselbe nach altem Gebrauche das 
Recht eine solche ansagen zu lassen, muß 
aber alsdann dafür sorgen, daß die sämt-
lichen Nachbarn wenigstens 6 Stunden 
vorher durch den Dorfsgeschwornen dazu 
angesagt werden. Nur bey außerordent-
lichen Zufällen ist eine vorherige kürzere 
Ansage erlaubt.
2. Der von der Nachbarschaft zu berathen-
de Gegenstand wird von dem Worthalter 
vorgetragen, demnächst aber von den 
Anwesenden in Berathung genommen, 
der von denselben gefaßte Beschluß in das 
Nachbarbuch eingetragen, und, wenn es 
eine neue Beliebung der Dorfschaft be-
trifft, von den Anwesenden unterschrie-
ben. Ist aber jener Fall nicht vorhanden, so 
wird der gefaßte Beschluß, wie schon seit 
vielen Jahren gebräuchlich allein von dem 
Worthalter mit seiner Namensunterschrift 
versehen.
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3. Wenn über einen Nachbar und dessen 
Anträge etwas beschlossen werden soll, 
so muß derselbe abtreten, auch wenn es 
verlangt wird, dessen nächste Verwand-
ten, als Vater, Sohn, Bruder, und Schwager, 
jedoch können letztere ihre Stimme vorher 
abgeben, Fremde, zur Versammlung nicht 
gehörige Personen, müssen, so lange et-
was verhandelt wird, ebenfalls abtreten.
4. In den nachbarlichen Versammlungen 
muß sich jeder anständig und ordentlich 
betragen, folglich sich weder betrinken, 
raufen und schlagen, noch seine Nach-
barn beschimpfen und schelten, oder 
den Worthalter in seinem Vortragen und 
bey Ausübung seiner sonstigen Amtsver-
richtungen stören oder beleidigen. Wer 
dagegen handelt – und ob er sich dessen 
schuldig gemacht hat, entscheidet die 
Stimmenmehrheit – muß das erste Mal 
eine Strafe von 4 ß und in Wiederholungs-
fällen eine Strafe von 8 ß erlegen. Diese 
Strafgelder fallen in die Nachbarliche Cas-
se, können jedoch das Recht des Einzelnen 
gegen denjenigen, der ihm Schaden zuge-
fügt hat, oder ihm zu nahe getreten ist, bey 
der Obrigkeit klagbar zu werden, natürlich 
nicht aufheben.
5. Jeder Nachbar, der gehörig zur Ver-
sammlung angesagt worden, und gleich-
wohl weder selbst in dieselbe kommt, noch 
einem andern seine Stimme übertragen 
hat, muß sich unbedingt dem unterwer-
fen, was die Anwesenden durch Stimmen-
mehrheit beschließen.14

6. Das Stimmen geschieht in allen denje-
nigen Angelegenheiten, welche die Wei-
den und von dem Anhängiges betreffen, 
als Weidegeld, Lehmgruben, Lager und 
Miststellen, Sölle verhäuern u.s.w. so wie 
bey den nach Weidegeld zu repertirenden 
Ausgaben, nach Marcken, die in den Häu-

sern liegen, und wornach das Weidegeld 
vertheilt ist.
In allen Angelegenheiten aber, in wel-
chen jeder Nachbar dem andern gleich ist, 
als das Schneeschaufeln, Todtentragen, 
Nacht- und andere Wachten, Handdienste, 
das Nachbargeld und das Dorfgeschwor-
nen Amt betroffen ist, wird nach Personen-
zahl, und in den der Landbesitz und den 
Viehstand angehenden Angelegenheiten 
nur von den Land- und Viehbesitzern nach 
Verhältniß des Landbesitzes oder des Vieh-
standes gestimmt.
7. Die einmal gemachten und amtsobrig-
keitlich bestätigten Beliebungen können 
nur mit Bewilligung von zwey Dritteln der 
sämtlichen Stimmen in Landkirchen abge-
ändert und aufgehoben werden.

IV. Vom Nachbargelde.
1. Jeder, der ein zu[r] Nachbarschaft gehöri-
ges Haus eigenthümlich erwirbt, muß, ehe 
er einzieht, das hergebrachte Nachbargeld 
von 4 m v.C. an den Worthalter entrichten, 
und das Nachbarbuch unterschreiben, 
und ist jeder Nachbar der seyn Haus oder 
einen Platz zum bauen an Jemanden, der 
nicht schon Nachbar ist, verkauft, ver-
pflichtet dem Käufer diese ihm obliegende 
Verpflichtung vorher anzuzeigen, und die 
Erfüllung derselben zur Bedingung zu ma-
chen, widrigenfalls er selbst haftet und der 
Käufer sich bis dahin, daß er der obigen 
Bestimmung Genüge geleistet hat, keine 
nachbarlichen Gerechtsame anmaßen 
darf.
2. Wer schon einmal Nachbar geworden, 
ist jedoch zur Entrichtung des Nachbargel-
des bey dem Ankaufe eines andern Hauses 
in Landkirchen nicht verbunden; es wäre 
denn, daß er seit einiger Zeit außerhalb 
Landkirchen oder in einem zur Nachbar-



35Rundbrief 114

schaft nicht gehörigen Hause gewohnt 
hätte.
3. Für jedes neu hinzukommende Haus, 
für welches noch kein Nachbargeld erlegt 
ist, muß aber das gedachte Nachbargeld 
ebenfalls erlegt werden, wenn auch der 
Eigenthümer schon früher Nachbar gewe-
sen ist.
4. Eben so muß auch derjenige, der eine 
zur Nachbarschaft gehörige Wittwe oder 
Jungfer heyrathet und in Landkirchen mit 
derselben wohnen will, wie bisher das üb-
liche Nachbargeld erlegen, wenn er nicht 
schon selbst früher Nachbar geworden ist.

V. Von den Häuerlingen.15

1. Jeder Hauseigenthümer, der einen frem-
den, bisher in Landkirchen nicht gewese-
nen Häuerling einnimmt, muß es vorher 
zur Bedingung machen, daß derselbe vor 
dem Einziehen das bey Häuerlingen herge-
brachte Nachbargeld von 2 m v.C. an den 
Worthalter zu entrichten hat, widrigenfalls 

er selbst dafür herkommen und dasselbe 
innerhalb 8 Tagen bezahlen muß.
2. Auch hat der Verhäurer dem Häuers-
mann vorher anzudeuten, und zur Pflicht 
zu machen, dasjenige unweigerliche zu er-
füllen, was den Häuerlingen nach den ap-
probirten Beschlüssen der Nachbarschaft 
zu leisten obliegt.

VI. Vom Schneeschaufeln.
1. Wenn es im Winter nöthig ist, daß Schnee 
geschaufelt wird, so hat der Worthalter mit 
dem Dorfsgeschwornen die Wege vorher 
zu besichtigen, und zu bestimmen, wie vie-
le Mann der Letztere, der beym Schaufeln 
beständig gegenwärtig zu seyn verpflich-
tet ist, dazu bestellen soll.
2. Jedes Haus muß dazu der Reihe nach 
einen Mann der einen Spaten oder eine 
Schaufel, wie bestimmt wird, mitbringen 
zu hat [sic!], schicken. Wo aber der Mann 
krank oder abwesend ist, allen falls eine 
Frau hinreichend.

Die Landkirchner 
Kirche im Jahr 1882. 
Auf der Aufnahme 
ist gut zu erkennen, 
daß früher auf dem 
Kirchhof noch Heu ge-
mäht werden konnte. 
Entsprechende Rechte 
hatten noch im 19. 
Jahrhundert z.B. die 
Kirchbediensteten.
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3. Jeder, der dazu angesagt ist, und nicht 
zur gehörigen Zeit erscheint, muß eine 
Strafe von 2 ß. an die nachbarliche Casse 
entrichten.
4. Wenn nicht hohe Noth ist, auf ein Mal 
nicht länger als 2 Stunden von Jedem ge-
schaufelt werden, auch sollen die Wege 
und Landstraßen, die der Dorfschaft ge-
hören, keineswegs aber die Höfe, Gänge 
und Stiege einzelner Personen von der 
Dorfschaft geschaufelt werden.

VII. Vom Todtentragen.
1. Alle Hauseigenthümer, auch die Witt-
wen und Unmündigen sind, wenn sie dazu 
angesetzt werden, hergebrachtermaßen 
verpflichtet, der Reihe nach die Todten in 
Landkirchen zu tragen, oder einen Mann 
für sich zu schicken. Wer dieses, nachdem 
er zur rechten Zeit angesagt worden, un-
terläßt, bezahlt 8 ß. Strafe an die Nachbar-
kasse.
2. Für das Tragen eines Todten aus der 
Nachbarschaft d.h. aus den Familien der 
Hauseigenthümer und Häuerlinge, die 
das bestimmte Nachbargeld erlegt haben, 
erhält die Nachbarschaft nach alter Ge-
wohnheit eben so viel, als einer der Geistli-
chen erhält. Das wenigste ist aber 16 ß C.16  
und muß dieses Geld vor der Beerdigung 
selbst an den Worthalter bezahlt werden. 
Auch muß, wenn es verlangt wird, daß eine 
Leiche von der Nachbarschaft zu Grabe 
getragen werden soll, wozu diese in jedem 
Fall verpflichtet ist, solches dem Worthalter 
vorher zeitig angezeigt werden, damit der-
selbe diejenigen Hauseigenthümer, wel-
che die Reihe des Tragens trifft, 24 Stunden 
vorher dazu ansagen lassen kann.
3. Wenn es verlangt wird, daß Jemand zu 
Grabe getragen werden soll, der nicht zur 
Nachbarschaft gehört, so muß dafür das-

jenige vorher entrichtet werden, was Einer 
der Geistlichen erhält. Das Wenigste ist 
aber in diesem Falle 2 m v.C.
4. Jeder, der eine Leiche zu Grabe bringt, 
ist verpflichtet, schwarze Kleider zu tra-
gen und sich keine Unanständigkeiten 
zu Schulden zu kommen lassen. Wer da-
wieder handelt, bezahlt 8 s. Strafe an die 
nachbarliche Casse.

VIII. Von den Weiden und Lehmgruben.
1. Da die Weiden als völlig aufgetheilt zu 
betrachten sind, so kann kein zur Nach-
barschaft hinzu kommendes Haus ferner 
einen Weideantheil erhalten, wenn auch 
die itzigen Besitzer der Weiden künftig be-
schließen sollten, dieselben hinführo ge-
meinschaftlich zu benutzen. Dahingegen 
steht aber jedem Hauseigenthümer frey, 
von der zu seinem Hause gehörigen Weide 
an einen oder den andern Hauseigenthü-
mer etwas abzutreten oder dieselbe unter 
Mehrern zu vertheilen.
2. Die Wasserläufe in den Weiden und den 
sämtlichen Pastoratländereyen sollen 
auch in Zukunft jährlich 2 Mal, nemlich 8 
Tage nach Martini und im Frühjahr wenn 
die Saat bestellt ist, von dem Worthalter 
und dem Dorfgeschwornen, nachdem 
dieses 8 Tage vorher angesagt worden, be-
sichtigt werden. Wer seine Läufe alsdann 
nicht gehörig aufgemacht hat, muß für 
jeden Lauf 2 ß Strafe an die nachbarliche 
Casse erlegen.
3. Jeder Hauseigenthümer, der zur Nach-
barschaft gehört, kann so viel Lehm, als 
er zum bauen nöthig hat, in den dazu be-
stimmten Gruben graben lassen, muß sich 
aber vorher bey den Worthalter desfalls 
melden, und von diesem anweisen lassen 
bey Vermeidung einer an die Dorfskasse zu 
entrichteten Strafe von 4 ß.
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4. Unter der nemlichen Bedingung steht es 
jeden Nachbarn frey, die zum Brücken, zur 
Erhöhung der Bauplätze, und zum Aus-
dämmen der Gruben17  benöthigte Erde 
aus den Lehmgruben hohlen und darin 
Lehmsteine streichen und trock[n]en zu 
lassen. Jedoch darf keiner von diesen in 
den Lehmgruben der Dorfschaft gestriche-
nen Steinen auswärts verkaufen [gemeint 
ist: verkauft werden].

IX. Vom Herumlaufen des Viehs und 
Schüttgelde
1. Im Herbste darf Niemand seyn Vieh eher 
frey herumlaufen lassen, als bis die Erndte 
ganz vollendet ist. Auch muß jeder seine 
Kühe des Nachts festhalten, damit sie Nie-
manden Schaden zufügen.
2. Schweine, Hengste und stoßende Bul-
len darf aber Niemand frey herumlaufen 
lassen, so wie auch keiner acht Tage nach 
Martini seine Kühe mehr frey herumgehen 
lassen darf.
3. Wer diese Vorschriften übertritt, muß es 
sich gefallen lassen, daß sein Vieh geschüt-
tet wird und für jedes geschüttete Rind Vieh 
einen Sechsling Schüttgeld bezahlen.

X. Vom Nachtwächter und der bey Feuers-
brünsten zu leistenden Hülfe.
1. Die Repartition des Lohns des Nacht-
wächters, die seit einigen Jahren nach 
dem Weidegelde beschafft worden, soll 
künftig nach dem Brandgelde, welches 
jeder Haus-eigenthümer zu entrichten hat, 
geschehen.
2. Wenn Feuer in Landkirchen ausbricht, 
soll jedes Haus wenigstens einen Mann 
schicken, der den Notheimer mitbringt, 
und bey der Löschung und Rettung so lan-
ge thätig mit Handanzulegen verbunden 
ist, bis das Feuer gänzlich gedämpft wor-
den. Auch die Häuerlinge sind verpflichtet, 
bey Feuerschäden zu helfen.
3. Von dieser Verpflichtung sind nur dieje-
nigen Häuser und Häuerlinge, in welchem 
in dem Augenblicke kein Mannsperson zu 
Hause ist, so wie diejenigen Hauseigent-
hümer und Häuerlinge ausgenommen, 
die bey der entsprechenden Feuersbrunst 
wirklich selbst in Gefahr sind.
4. Sobald das Feuer einigermaßen gelöscht 
ist, soll der Worthalter oder der Dorfsge-

Blick auf das Dorf Landkirchen 
(von Osten) um 1850.
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schworne mit den Brandaufseher einen 
Namenaufruf vornehmen, und wer denn 
fehlt, ohne sich seiner Abwesenheit wegen 
gehörig entschuldigen zu können, muß 4 ß  
Strafe an die Dorfskasse erlegen.

XI. Von der Mühlenrecognition.
Rücksichtlich der von der Dorfschaft zu 
erlegenden Mühlenrecognition ist beliebt 
worden, daß auch hinführo aus der gan-
zen Nachbarschaft jährlich mehrere dazu 
zu erwählen sind, welche die angegebene 
Zahl der Tonnen des von jedem Einzelnen 
zur Mühle gebrachten, oder verbrauchten 
Mehls nachsehen, und diese nach ihrer be-
sten Überzeugung setzen, und daß nach 
dieser Setzung alsdann der von einem 
Jeden zu der zu erlegenden Recognition 
zu leistende Beytrag von den Worthalter 
ausgerechnet und bestimmt und von dem 
Dorfsgeschwornen eingefordert werden 
soll.

XII. Von der Verwendung der an die Dorfs-
kasse zu entrichtenden Gelder.
Von den nach den vorstehenden Artickeln 
in die Dorfskasse fließenden Gelder hat der 
Worthalter die etwaigen gemeinschaft-
lichen Ausgaben der Nachbarschaft zu 
bestreiten und über diese [am] jährlichen 
Hirtentage der Nachbarschaft Rechnung 
abzulegen. Was nach dieser Rechnung 
mehr eingehoben, als ausgegeben ist, wird 
alsdann unter die ganze Nachbarschaft 
gleichmäßig vertheilt.

Landkirchen d. 2ten Juny 1832.

MGN. Mackeprang, Peter Petersen, J. Wil-
der, Peter Schmahlfeldt, Jürgen Lüttges,  
Riessen, Andreas Detlef, Michael Schuldt, 
Friedrich Lerch, Hans N. Schau, G.J.F Wil-

der, Niclaus Lafrenz, Daniel Brandt, Jacob 
Schütt, Hinrich Sindt, Hans Unbehauen, 
Hans Ew. Kröger, Anthon Riessen, Hinrich 
Kahl, Jacob Philipp, Matth. Kladt. Wwe. 
Marg. Johanssen (Daniel Brandt als erbe-
tener Curator), David Fick, Paul Steinbek, 
Hans Wohler, Peter Rahlf (der ältere), Ja-
cob Mackeprang, Daniel Rehr, Hans Jacob 
Sindt.

Daß vorstehende Beliebungen in einer 
nachbarlichen Versammlung an 2ten Juny 
dieses Jahres vorgelesen, angenommen 
und darauf von allen anwesenden Nach-
barn unterschrieben worden, und daß die-
se Unterschriften mehr den[n] zwey Dritt-
heil der Landkirchner Nachtbahrschaft 
betragen, bescheinige ich hiedurch.

J. Wilder
p.t. Kämmerer des mittelsten Kirchspiel 

Vorstehende auf den pag. 60 bis 72 incl. 
enthaltene und aus 12 passibus bestehen-
de Landkirchner Dorfsbeliebung, nach-
dem nichts dagegen zu erinnern gefunden 
worden, hiemittelst amtsobrigkeitlich von 
mir approbirt.
Urkundlich unter Hand- und Insiegel des 
derzeitigen Amtmanns von Fehmarn.
So geschehen auf dem Königlichen Amt-
hause zu Burg d. 15 ten Juny 1832.
F.v. Levetzow

[Siegel]/ Gebühr 7 m 8 ß Cour. oder 4 rbt 
S.M.

Quellenangaben zu den Abbildungen 
entsprechend der Reihenfolge:
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Stadtarchiv Fehmarn (2x) - Landesamt 
für Denkmalpflege SH - Nachlaß Georg 
Laage (mit freundlicher Genehmigung 
durch Walter Meß, Landkirchen a.F.).

1 Nicht selten markierte die Niederschrift 
einer Dorfordnung auf Fehmarn den Be-
ginn eines Nachbarbuchs, welches dann 
in der Folgezeit generell als Protokollbuch 
der Gemeindeversammlung benutzt wur-
de. Dies lag nah, da in den Versammlungen 
Änderungen oder Ergänzungen der Belie-
bung beschlossen werden konnten. Vgl. 
Rheinheimer, Martin: Die Dorfordnungen im 
Herzogtum Schleswig. Dorf und Obrigkeit 
in der frühen Neuzeit. 1. Band: Einführung. 
Stuttgart 1999 (Quellen und Forschungen 
zur Agrargeschichte, Band 46,1), S. 73.
2 Es handelt sich um die Dorfordnungen 
von Bannesdorf (1668/1712), Westermarkels-
dorf (1747) und Bisdorf (1788): Rheinheimer, 
Martin: Die Dorfordnungen im Herzogtum 
Schleswig. Dorf und Obrigkeit in der frü-
hen Neuzeit. 2. Band: Edition. Stuttgart 1999 
(Quellen und Forschungen zur Agrarge-
schichte, Band 46,2), Nr. 29; 40; 340.
3 Stadtarchiv Fehmarn Nr. 500-03-241: Nach-
barbuch Landkirchen 1831-1866, S. 60-73.
4 Diese im Juni 1832 vom Amtshaus kas-
sierten, also für unwirksam erklärten Belie-
bungen der Nachbarlichen Versammlung 
stammen aus aus dem Zeitraum 30.12.1831-
21.03.1832. Sie finden sich im Nachbarbuch 
auf den Seiten 1-57.
5 Vgl. Baare-Schmidt, Georg: Der Entwurf zu 
einem Gemeinde-Gesetz für die Herzogtü-
mer Schleswig und Holstein aus dem Jahre 
1851. Husum 1980, S. 52-56.
6 Zunehmender Streit über unklare Belie-
bungen hatte 1799 zu einem landesherrli-
chen Erlass geführt, „daß auf der Insel Feh-
marn keine Dorfbeliebung, auch in der Folge 
keine Veränderung derselben von Kraft und 

Gültigkeit seyn solle“, die nicht vom Amt-
mann genehmigt und auf amtlichem Stem-
pelpapier abgefasst worden sei. Hanssen, 
Georg: Historisch-statistische Darstellung 
der Insel Fehmarn. Ein Beitrag zur genauern 
Kunde des Herzogthums Schleswig. Altona 
1832, S. 105.
7 Siehe z.B. die Dorfordnungen von Vitzdorf 
(1801), Niendorf (1833), Vadersdorf (1834) 
oder Gammendorf (1835)  Vgl. Rheinheimer: 
Dorfordnungen II, Nr. 102; 208; 317; 329.
8 Voss, J[ohannes]: Chronikartige Beschrei-
bung der Insel Fehmarn. 1. Teil. Burg a. F. 
1889, S. 25; 52f. Düring, Kurt: Das Siedlungs-
bild der Insel Fehmarn. Stuttgart 1937 (For-
schungen zur Deutschen Landes- und Volks-
kunde, Band XXXII, Heft 1), S. 41; 50; 67ff. 
Düring, Kurt: „Handwerker und Krämer auf 
Fehmarn zu Beginn des 18. Jahrhunderts“, 
in: Die Heimat 44 (1934), S. 307ff. Wolgast, 
Günther: Landesherrschaft und kommunale 
Selbstregierung auf der Insel Fehmarn. Ein 
Beitrag zum Verhältnis landesherrlicher Ad-
ministration und autonomer Rechtsgemein-
den. Diss. Hamburg 1974, S. 105.
9 Es handelt sich um die Beliebungen von 
Petersdorf (1799) und Dänschendorf (1829). 
Rheinheimer: Dorfordnungen II, Nr. 68; 234. 
Vgl. Wieske, Jan: „Wilhelm Adam, Kaptein 
Kroß & Co. - Die Insel Fehmarn zur Zeit von 
Klaus Groths Aufenthalt in Landkirchen 
1847-1853“, in: Jahresgabe der Klaus-Groth-
Gesellschaft 43 (2001), S. 15f.
10 In Gammendorf etwa waren es, der Belie-
bung von 1835 zufolge, vier Dorfgeschwore-
ne, die - allem Anschein nach gleichberech-
tigt - für die Verwaltung der kommunalen 
Angelegenheiten Sorge trugen. In Vitzdorf 
(1801) waren es zwei, in Neujellingsdorf 
(1831) wiederum nur einer. Rheinheimer: 
Dorfordnungen II, Nr. 102; 197; 329.
11 Vgl. Wieske: Wilhelm Adam, S. 26f.
12 Gemeint sind jene Beliebungen der 
Nachbarlichen Versammlung aus dem Zeit-
raum 30.12.1831-21.03.1832, die im Genehmi-
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gungsverfahren durch das Amtshaus Burg 
a.F. am 15.06.1832 kassiert/gestrichen wur-
den. Siehe Nachbarbuch, S. 1-57.
13 In der ersten Fassung der Dorfordnung 
heißt es noch etwas ausführlicher: „Der Dorf-
geschworne in Landkirchen ist hauptsäch-
lich Cassirer der Dorfschaft und da derselbe, 
ziemlich bedeutende Summen bezahlt er-
hält, so soll derselbe auch stets einen Bürgen 
stellen [...].“ - Nachbarbuch, S. 14 (Beschluß 
vom 03.03.1832).
14 In der ersten Fassung der Dorfordnung 
wird die Regelung der Stimmrechte gleich 
als erstes vorgenommen. Siehe Nachbar-
buch, S. 1 (Beschluss vom 30.12.1831).
15 In der ersten Fassung der Dorfordnung 
war ein grundlegend schärferes Verfahren 
bei der Aufnahme von Häuerlingen geplant: 
„Von den Häuerlingen. - Da immer mehr der 
Nachbarschaft lästige Leute sich in Landkir-
chen eindringen, so darf ins künftige nie-
mand ohne der Nachbarschaft Bewilligung, 

einen oder mehrere Häuerlinge einnehmen, 
bey Verlust der veraccordirten Häuer an die 
Nachbarschaft, welches der Eigenthümer 
bezahlen muß. - Damit nun die Nachbar-
schaft untersuchen könne, welche Häuerlin-
ge nöthigenfalls nicht in Landkirchen einzu-
nehmen, so soll halbjährig, nämlich kurz vor 
Johannis, und vor Weihnachten, eine nach-
barliche Versammlung gehalten werden, 
und haben diejenigen, so Häuerlinge ins-
künftige einzunehmen gedenken, solches 
vorher dem Worthalter anzuzeigen, damit an 
diesen Tagen die Nachbarschaft beschließen 
könne, welche Häuerlinge einzunehmen. [Es 
folgen die dann auch in der letztlich gelten-
den Fassung der Dorfordnung stehenden 
Bestimmungen]“ Nachbarbuch, S. 28 (Be-
schluß vom 03.03.1832).
16 In der kassierten Urfassung: 1 Mark v.C. 
Vgl. Nachbarbuch, S. 38.
17 Gemeint sind Mistgruben. Vgl. Urfassung 
im Nachbarbuch, S. 42f.

„Die Vielfalt der Waren“ – 
Altona, Waren und der Zoll 1842

von Peter Wulf

Die Beratungen der Holsteinischen Stän-
deversammlung, die seit Oktober 1835 
in Itzehoe tagte, wurden in Textform 
wiedergegeben in der „Holsteinischen 
Ständezeitung“. Diese bestand aus den 
eigentlichen Ständezeitungen, die nach 
Sitzungsperioden geordnet waren und 
die die zusammengefassten Protokolle 
– keine Wortprotokolle – der Verhand-

lungen enthielten. Beigegeben waren 
jeweils ein oder zwei Beilagenhefte, die 
die Sitzungsunterlagen wiedergaben 
(Gesetzentwürfe, Stellungnahmen, Sta-
tistiken, Kundgebungen). Im 1. Beilagen-
heft der Holsteinischen Ständeversamm-
lung 1842 ist auf den Seiten 385-395 der 
Entwurf eines Zollgesetzes abgedruckt, 
der den Warenverkehr zwischen Altona 
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und den Herzogtümern regeln sollte. 
Im Anhang zu diesem Entwurf ist eine 
ausführliche Aufstellung aller Waren 
und Produkte aufgeführt, die bei einer 
Einfuhr aus Altona in die Herzogtümer 
Schleswig und Holstein mit einem Zoll 
belastet wurden. Diese Aufstellung gibt 
eine sehr gute Übersicht, wie vielfältig 
und differenziert der Warenverkehr zwi-
schen Altona und den Herzogtümern 
war.

Zur Erläuterung nur folgende Einzelhei-
ten: Alle Produkte und Waren, die von 
See oder Land nach Altona eingeführt 
wurden, waren, sofern sie nicht der Ak-
zise unterlagen, zoll- und abgabenfrei. 
Wurden in Altona Produkte veredelt 
oder auch Waren hergestellt und dann 
in die Herzogtümer Schleswig und Hol-
stein exportiert, war ein Zoll fällig. Die 
Zolllinie verlief also zwischen den Her-
zogtümern und dem doch auch den 
Herzogtümern zugehörigen Altona. Der 
Grund für diese Regelung war offenbar, 
die Stadt Altona durch Zollfreiheit vor al-
lem gegenüber Hamburg zu schützen.

Der Gesetzentwurf sah ausführliche, 
bürokratische Einzelbestimmungen vor, 
nach denen der Zoll und die Zollerfas-
sung geregelt waren. Auf besonderen 
Antrag waren auch Zollermäßigungen 
vorgesehen. Beigegeben war dem Ent-
wurf eine ausführliche Begründung mit 
Erläuterungen. Zur Beratung wurde eine 
Kommission gebildet, der die Kaufleute 
Knauer (Altona), Eilers (Kiel) und Köhler 
(Altona), der Advokat Bargum (Kiel) und 
Graf Baudissin von Borstel angehörten. 
Nach Beratungen in der Kommission 
und im Plenum wurde der Entwurf am 
14. September 1842 mit Änderungen 
angenommen.

Vorstehend wurde die Waren- und Zoll-
liste abgedruckt, die als Übersicht für die 
gewerbliche Tätigkeit und den Handel in 
Altona gelten kann.

Literaturhinweis: 
Georg Nørregård: Das Zollgesetz von 
1838 in den Herzogtümern. In: ZSHG 90 
(1965), S. 101-110.



42 Rundbrief 114



43Rundbrief 114



44 Rundbrief 114



45Rundbrief 114



46 Rundbrief 114



47Rundbrief 114



48 Rundbrief 114



49Rundbrief 114

Hammaburg und Neue Burg – 
Ausgrabungsergebnisse ermöglichen 
historische Neubewertung des frühen Hamburg

von Günther Bock

Auf einem vom Archäologischen Muse-
um Hamburg unter der Leitung von Prof. 
Dr. Rainer-Maria Weiss veranstalteten 
interdisziplinären Fachkolloquium „My-
thos Hammaburg – Archäologische Ent-
deckungen zu den Anfängen Hamburgs“ 
am 13. und 14. Dezember 2013 wurden 
die Grundlagen der aktuell laufenden 
Ausstellung „Mythos Hammaburg“ und 
des stattlichen Begleitbandes diskutiert.1 
Dabei erfolgte eine umfassende, mit 
modernen Methoden und Kriterien be-
triebene Auswertung sämtlicher nach 
dem Zweiten Weltkrieg auf dem Ham-
burger Domplatz von verschiedenen 
Grabungsteams durchgeführten Kam-
pagnen. Inzwischen begann auf zwei 
Grundstücken am Hopfenmarkt, dem 
Gelände der einstigen Neuen Burg, eine 
weitere bis zum Sommer 2015 termi-
nierte Untersuchung, die bereits erste 
Ergebnisse erbracht hat und die weitere 
Resultate, darunter jahrgenaue Datie-
rungen nach der Dendro-Methode,2 
erwarten lässt.

Nachfolgend sollen die Resultate die-
ser archäologischen Kampagnen in ge-
botener Kürze zu einer neuen histori-
schen Gesamtschau verdichtet werden. 
Während bislang versucht wurde, die 
Archäologie in die chronistische Über-
lieferung einzubetten, gehe ich den 

Weg der historischen Dekonstruktion 
auf der Grundlage nichtchronikalischer 
Überlieferungen, die, wie zu sehen sein 
wird, erstaunlich gut zu den nunmehr 
vorliegenden Resultaten der Archäolo-
gie passen.

Die Hammaburgen

Am Anfang Hamburgs steht ein sächsi-
scher Ringwall des 8. Jahrhunderts, der 
um 800 eingeebnet wurde (Hammaburg 
I). Ein neuer größerer Ringwall am selben 
Ort (Hammaburg II) entstand im frühen 
9. Jahrhundert, sein Graben wurde zur 
Mitte des Jahrhunderts wieder verfüllt. 
Es handelt sich nach den nunmehr vor-
liegenden Datierungen um jene Ham-
maburg, die Ansgar († 865) aufsuchte 
und die 845 bei einem Wikingerüberfall 
zerstört wurde. Ansgar errichtete sei-
ne Kirche den Grabungsbefunden fol-
gend jedoch nicht im Innern der Burg, 
die überhaupt nicht den erforderlichen 
Raum für den exempten Bereich eines 
Bischofsdoms einschließlich des erfor-
derlichen Friedhofs bot, sondern außer-
halb wohl im Bereich der heutigen St. 
Petri-Kirche. Das Nebeneinander von 
weltlicher Burg als Herrschaftssitz und 
der Kirche zeigte sich bereits früher in 
Esesfelt und Heiligenkirchen an der Stör 
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unterhalb des heutigen Itzehoe. In Sta-
de wurde die Niederungsburg „Spiegel-
berg“ gleichfalls als Ringwall abseitig der 
ab 1038 auf dem Geestsporn gelegenen 
Pfarrkirche St. Wilhadi errichtet.

Als weltliche Machthaber nördlich der 
Elbe lassen sich 809 Graf Egbert auf 
Esesfelt,3  845 Graf Bernhard in Ham-
burg4 sowie 811 an der Eider zwecks 
Verhandlungen die Grafen Walach Bern-
hards Sohn, Burchard, Unroch, Uodo, 
Meginhard, Bernhard, Egbert, Theotheri, 
Abo, Osdag und Wigman ausmachen.5 
Die eng mit Hamburg verbundenen 
Corveyer Traditionen nennen um 825 
die Grafen Wychmannus und Heriman.6 
Die Namen Ekbert, Bernhard, Wichmann 
und Hermann – die unterschiedlichen 
Schreibweisen sind zu vernachlässigen 
– lassen sich mit dem seit der Mitte des 
10. Jahrhunderts in Sachsen dominie-
renden Geschlecht der Billunger in Ver-
bindung bringen. Hierbei ist nicht an di-
rekte Filiationen zu denken, als vielmehr 
an Erb- und Traditionslinien, die zwei-
hundert Jahre später die Billunger und 
ihre Nachkommen im Unterelberaum in 
vergleichbaren dominierenden Positio-
nen belegen.

Um 900 entstand auf demselben Gelän-
de ein erheblich größerer Ringwall (Ham-
maburg III). Der erfuhr, möglicherweise 
angesichts des Slawenaufstands des Jah-
res 983, massive Verstärkungen. Einem 
weiteren Slawenaufstand wird 1018 die 
Zerstörung dieser Burg angelastet. Ge-
nerell jedoch ist Vorsicht angesagt, ob 
die mehrfachen den Slawen angelaste-
ten Zerstörungen Hamburgs tatsächlich 
stattgefunden haben. Zum Schutz des 

zwischenzeitlich an Bedeutung und Ein-
wohnerschaft gewachsenen Siedlungs-
platzes fassten Herzog Bernhard II. (reg. 
1011-1059) und Erzbischof Unwan (amt. 
1013-1029) eine völlige Neukonzeption 
der Verteidigungsanlagen ins Auge. Ob 
die Gründe für diesen Schritt in einer 
vorausgegangenen Zerstörung liegen 
oder in der Prosperität des Ortes be-
gründet sind, bleibt zu klären. Während 
bislang die Burg primär den Herrschafts-
sitz darstellte, wobei die Siedlung eben-
so nahezu ungeschützt blieb wie die 
Domkirche, fasste jetzt ein Abschnitts-
wall beide Areale zusammen. Dieser bis-
lang undatierte sogenannte Heidenwall 
grenzte die gesamte Geestzunge ab. 
Der Herzog verlegte seinen Sitz in die 
Alsterniederung, wo er die Neue Burg 
errichtete, einen Ringwall nach dem 
Vorbild der wohl nur wenige Jahrzehn-
te früher errichteten Stader Grafenburg, 
dem Spiegelberg. Das nunmehr funkti-
onslose Areal der Hammaburg erhielt 
der Erzbischof zwecks Errichtung einer 
repräsentativen Domkirche. Vor dem 
Beginn des Dombaus wurde das Burg-
gelände planiert. Das gesamte vorma-
lige Gelände der Hammaburg gelangte 
in den Besitz des Hamburger Domkapi-
tels, das Erzbischof Unwan neugebildet 
hatte, wie es im Werk des Adam von Bre-
men heißt. An anderer Stelle hingegen 
wird Unwan der Simonie bezichtigt und 
der Förderung unmoralischen Umgangs 
seines Klerus‘.7

Heidenwall und Neue Burg

Die Aufgabe der Hammaburg und die 
Überführung ihres Platzes in die geist-
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Vereinfachte Übersicht der frühen 
Burganlagen und Kirchenbauten in 

der Hamburger Altstadt.
liche Hand einschließlich der dort an-
schließend erfolgten Errichtung der 
Domkirche St. Marien sind nur einver-
nehmlich vorstellbar, hingegen stellte 
Adam von Bremen durchgehend seitens 
der Herzöge und ihrer Söhne betriebe-
ne Feindschaften gegen die Erzbischö-
fe ins Zentrum seiner Betrachtungen. 
Zwischen den genannten in Hamburg 
tätigen Akteuren sind langandauern-
de Feindschaften jedoch auszuschlie-
ßen, da der Herzog dem verstorbenen 

Erzbischof Unwan in seinem Kloster St. 
Michaelis zu Lüneburg ein Memorialge-
denken stiftete.8  Derartige Stiftungen 
lassen sich seit Rimbert († 888) bis ein-
schließlich Hermann († 1035) durchge-
hend für alle Erzbischöfe belegen, was 
Adams Behauptungen als durchsichti-
ge Propaganda entlarvt, mit der er die 
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Die Neue Burg in der Alsterschleife und 
die frühe Nikolai-Kirche.zu seiner Zeit zwischen den Herzögen 

und den seit Bezelin Alebrand († 1043) 
amtierenden Erzbischöfen herrschende 
Feindschaft bis in die Anfangstage Her-
mann Billungs zurück projizierte. Eine 
derart verkürzte Sichtweise verbietet 
sich allein aufgrund der oft dem regio-
nalen sächsischen Adel entstammenden 
Hamburg-Bremer Erzbischöfe, von de-
nen Adalgar (888-909) wohl der Billun-
gersippe angehörte. Adaldag (937-988) 
ist als Verwandter des Verdener Bischofs 
Adalward den Immedingern zuzurech-
nen, den Nachkommen Widukinds,9 
Unwan (1013-1029) war gleichfalls ein 
Immedinger10 und Hermann (1032-
1035) wiederum könnte als Billunger 
anzusehen sein. In diesen Zeiten wur-
den die Erzbischöfe überwiegend nach 
Hamburg tituliert oder sie nannten sich 
selbst entsprechend (vgl. Grafik S. 48).

Zudem bestand zwischen Bernhard II. 
und Unwan eine Verschwägerung. Des 
Herzogs Vaterbruder Graf Liudger I. († 
1011) war mit Emma von Lesum verhei-
ratet, einer Kusine Unwans und Halb-
schwester des bedeutenden Bischofs 
Meinwerk von Paderborn.11  Liudgers 
und Emmas einziger Enkel Heinrich, ein 
unehelicher Sohn ihrer Tochter Rikquur, 
sollte 1059 von Erzbischof Adalbert 
formal legalisiert werden, was dieser 
offenbar nur auf Druck des dem Hause 
der Herzöge von Lothringen entstam-
menden Papst Stephan IX. († 1058) tat, 
dessen Nichte Margareta dem nunmeh-
rigen Grafen angetraut wurde. Diesem 
Grafen Heinrich I. von Hamburg († 1098) 
und seiner Frau Margareta stifteten 
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Vereinfachte Übersicht der frühen 
Burganlagen in Hamburg.ihre Söhne Gottfried († 1110) und Hein-

rich II. († nach 1112) jenes offenbar aus 
Emmas oder Unwans Besitz stammen-
de Evangeliar, auf dessen zuvor in der 
Forschung nicht erkannte Bedeutung 
bereits hingewiesen wurde.12  Die Aus-
fertigung der 1059 ausgestellten Urkun-
de, dem ältesten Stück des Schleswiger 
Landesarchivs, schrieb B. Schmeidler 
Adam selbst zu,13  der damit erheblich 
früher Erzbischof Adalbert bei dessen 
Politik unterstützt hat, als er es später 
zuzugeben bereit war. Letztlich diente 
Adams Kirchengeschichte auch der Be-
reinigung seiner eigenen Biographie, so 
möchte man meinen.

Der bei den Billungern nicht belegte 
Taufname Heinrich leitet sich von dessen 
väterlichem Urgroßvater Graf Heinrich 

dem Kahlen von Stade († um 976) ab. Er 
sollte der Leitname des Hamburger Gra-
fenhauses werden, was die Bedeutung 
Graf Heinrichs I. nicht nur für seine Zeit, 
sondern auch für nachfolgende Genera-
tionen unterstreicht.

Während Adam von Bremen den ihm si-
cherlich persönlich bekannten Hambur-
ger Grafen Heinrich I. in seiner Kirchen-
geschichte wortlos überging (das in der 
Rikquur-Urkunde verfügte Schweigege-
bot betraf nur die Hintergründe seiner 
Legalisierung) verband er die Anfänge 
der Neuen Burg ausdrücklich mit dem 
Herzog, gemeint ist Otto (Ordulf; reg. 
1059-1072): Denn auch der Herzog gab da-
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Unwan

Liawizo II.

1013-1020

1021-1029

1029-1032

Hermann 1032-1035

Bezelin Alebrand 1035-1040

Adalbert 1043-1050

Liemar 1072-1080

Humbert 1101-1104

Friedrich 1104-1110

Adalbero 1123-1130

Hartwig I.

Adalgar Im Lüneburger Nekrolog geehrter Erzbischof, der vor 1106 den Billungern nahe stand

Adalbert Den Billungern feindlich gegenüberstehender Erzbischof

1148-1150

1151-1160

1161-1168

1131-1140

1141-1148

1111-1120

1121-1123

1081-1090

1091-1100

1101

1051-1060

1061-1070

1071-1072

1040-1043

Bezüge nach HamburgErzbischof Bezüge nach
beiden Sitzen

Bezüge nach Bremen

Eckdaten zu den Erzbischöfen von Hamburg-Bremen 
und zu den Herzögen von Sachsen, 831/845-1168 
(Entwurf und Zeichnung G. Bock).

20 103050 40 0 10 20 30 40

Zeit

Liawizo I.   988-1013

Adaldag   937-  988

Unni   918-  936

Reginward   917-  918

Hoger   909-  916

Adalgar   888-  909

Rimbert   865-  888

Ansgar 831/845-865

1106: Aussterben der Herzogslinie
           der Billunger im Mannesstamm

1100: Aussöhnung der Hamburger
           Grafen Gottfried und Heinrich II. 
           mit Erzbischof Liemar

1059: Der Billunger Heinrich I. wird
           Graf von Hamburg

944 †  Graf Wichmann d. Ä.
967 †  Graf Wichmann d. J.
994 † Graf Ekbert der Einäugige Herzog 

Hermann Billung
936-973
Herzog 
Bernhard I.
973-1010

Herzog Otto 
(Ordulf )
1059-1072

Herzog Magnus
1072-1106

Herzog 
Bernhard II.
1010-1059

1016 - 1037  Der Udone Graf 
Siegfried errichtet die Stader 
Niederungsburg Spiegelberg

Aufgabe der Hammaburg
zugunsten des Dombaus
(Errichtung der Neuen Burg ?)
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Über gut zwei Jahrhunderte hinweg belegen 
Memorialstiftungen der Billunger ihr gutes 
Verhältnis zu den Hamburg-Bremer Erzbi-
schöfen, das mit Bezelin Alebrand endete.

mals die alte Hamburger Feste auf und ließ 
für sich und die Seinen zwischen Elbe und 
Alster eine neue Burg errichten.14  Adam 
verband die Hamburger Ereignisse mit 
dem Tod Bischof Wals von Ribe und der 
Errichtung der Süllbergburg, die 1059 
im Zusammenhang mit Graf Heinrich 
urkundlich bezeugt ist und die wenige 
Jahre später wohl mit dessen Beteili-
gung zerstört wurde. Das vielfach in der 
Literatur zu findende Jahr 1061 nannte 
Adam nicht, es lässt sich auch nicht er-
schließen. Träfe die Datierung zu, hätten 
die Herzöge mehr als drei Jahrzehnte 
lang in Hamburg über keinen Sitz ver-
fügt. Ähnlich merkwürdig mutet an, der 
Anfang 1029 verstorbene Erzbischof 
Unwan habe die Domkirche aus Holz 
erbaut, während der 1035 bis 1043 am-
tierende Bezelin Alebrand die zu Ehren 
der Gottesmutter erbaute Kirche aus Qua-
dersteinen aufführte. Auch die herzog-
lichen Bauten seien aus Holz errichtet 
worden, im Gegensatz zur steinernen Bi-
schofspfalz.15  Die vier mächtigen Holz-
pfostengründungen, die in Ausrichtung 
des Doms beobachtet wurden, könnten 
auch einem repräsentativen Bau der her-
zoglichen Burg zuzuschreiben sein. Auf-
fällig erscheint jedoch ihre Ausrichtung, 
die in der Fluchtlinie exakt den späteren 
Domkirchen entspricht. 

Die erwähnte Bischofspfalz wurde mit 
dem Bischofsturm am Speersort in Ver-
bindung gebracht. Gemäß einer Neube-

wertung wird der Turm jedoch erheblich 
jünger datiert. Nunmehr gilt er als im 12. 
Jahrhundert errichteter Nordturm des 
Schultores, einem Durchgang der Stadt-
mauer, das wohl 1444 als längst funkti-
onslos geworden abgerissen wurde.16

Die Herzog Ordulf zugeschriebene Neue 
Burg entstand als Ringwall wohl nach 
dem Vorbild des Stader Spiegelbergs, 
dessen Anfänge in die Zeit um 900 zu-
rückgehen. Etwa zeitgleich mit dem Bau 
der Neuen Burg erfuhr unter Graf Sieg-
fried (reg. 1016-1037) der Spiegelberg 
eine Verstärkung. Vorbilder für derartige 
Niederungsburgen sind insbesondere 
im westslawischen Raum zu suchen, 
wo Ringwälle vornehmlich in feuchten 
Niederungen angelegt wurden. Um die 
Jahrtausendwende entstand eine Ring-
wallburg auf einer kleinen Insel im Ratze-
burger See, die Ratzeburg, als neue Zen-
tralburg für Polabien. Diese Parallelen, 
unter Berücksichtigung der Erzbischof 
Unwan in Hamburg zugeschriebenen 
Umwälzungen, sprechen im Gegensatz 
zur Darstellung Adams von Bremen für 
die Errichtung der Neuen Burg nicht erst 
durch Herzog Ordulf, sondern mögli-
cherweise bereits zu Zeiten Erzbischof 
Unwans in den 1020er Jahren, was aller-
dings noch der Bestätigung durch die 
Archäologie bedarf.*

Obwohl die Neue Burg knapp über Mee-
resspiegelhöhe erbaut wurde, bestand 
keine unmittelbare Überflutungsge-
fahr, da die von zahllosen Werdern und 
Sandbänken geprägte Deltamündung 
der Elbe den Tidenhub in Hamburg auf 
wenige Dezimeter beschränkte. Erst mit 
der Schaffung einer Fahrrinne verstärk-
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Die westliche Außenseite 
der Neuen Burg bestand 

im Kern aus einem auf-
wändig verzapften Bal-
kenwerk, das mit Soden 
und kleineren Stämmen 

verfüllt wurde. 

ten sich die Wirkungen von Ebbe und 
Flut, was zunehmende Überflutungen 
zur Folge hatte.

Mit dem in der Folge mehrfach verstärk-
ten Heidenwall übertraf Hamburg in 
fortifikatorischer Hinsicht alle anderen 
Orte des Unterelberaums, die nur über 
Ringwälle verfügten.17  Fortan scheint 
Hamburg nicht mehr erobert worden zu 
sein, auch wenn die Chronisten Adam 
und Helmold wiederholt in bewegten 
Worten Überfälle und Zerstörungen the-
matisierten. Die angebliche Zerstörung 
1066 durch gentilreligiöse Slawen lässt 
sich weitgehend ausschließen, waren 
die Aufständischen – wie die Ansverus-
legende nahe legt – nicht einmal in der 
Lage, die in fortifikatorischer Hinsicht 
schwächere Ratzeburg einzunehmen. 
Aber mit der feindlichen Ratzeburg im 
Rücken wird sich kein slawisches Heer 
zur Eroberung Hamburgs aufgemacht 
haben. Die Ratzeburg, das ergab der 
archäologische und siedlungsgeschicht-

liche Befund des Umlands, befand sich 
ab etwa 1043 im Besitz der Billunger, wie 
das fast vollständige Fehlen spätslawi-
scher Hinterlassenschaften belegt, wäh-
rend im fraglichen Raum bereits deut-
sche Ortsnamen (Harmsdorf, Giesendorf, 
Albsfelde, Vorwerk) dominierten.18

Wichmänner und Hermänner 

Der Aufstieg Hermann Billungs († 974) er-
folgte auf Kosten seines älteren Bruders 
Wichmann des Älteren († 944) und dessen 
Söhnen Wichmann dem Jüngeren († 967) 
und Ekbert dem Einäugigen († 994). 19 
Wichmann I. besaß 937 Grafenrechte im 
Elbe-Weser-Raum, seine Söhne hatten 
sich 955 mit den Slawen verschworen.20 
In der Folge führten sie Kriege gegen 
Dänemark und gegen ihren Onkel Her-
mann Billung, in den Konflikt mit ihm 
banden sie den Wagrierfürsten Selibur 
ein.21  Wichmann II. fand 967 bei der 
Flucht nach Wollin den Tod.22 Wieder-
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Wiederholte Bebauung und Zerstörungen 
gestalten die aktuelle Ausgrabung auf 
dem Gelände der Neuen Burg äußerst 

anspruchsvoll. 

holt zogen sich die Wichmänner nach 
Nordelbien zurück, in die nördlichen Ge-
biete.23  Offenbar diente Nordelbien der 
Wichmann-Familie als Rückzugsraum, in 
dem sie reich begütert waren. Später 
zeigt sich im östlichen Stormarn Graf 
Thietmar II. († 1053) mit der Eroberung 
Lütjensees. Er war der Sohn Graf Thiet-
mars I. († 1048), dem jüngeren Sohn 
Herzog Bernhards II.; über zwei Nekro-
logeinträge lässt sich Thietmar II. hinrei-
chend identifizieren.24  Sein Besitz ging 
wahrscheinlich an seine zugewanderten 
Schwiegersöhne, die Brüder Fredericus 
und Marcredus, die 1059 bezeugt als er-
ste sogenannte Overboden anzusehen 
sind. Ihre beiderseits der Elbe befindli-
chen Güterkomplexe gehen möglicher-
weise auf die Wichmänner zurück.

Auch wenn im Zusammenhang mit den 
Wichmännern Hamburg nie direkt ge-

nannt wurde, scheint die Burg zunächst 
eher ihnen als Herzog Hermann und sei-
nem Sohn Bernhard I. († 1011) gehört zu 
haben. Sollte dies zutreffen, so mag Her-
zog Bernhard II. um so eher geneigt ge-
wesen sein, diese Burg, auf die Ekberts 
des Einäugigen Söhne Wichmann III. († 
1016) und Ekbert der Jüngere († nach 
1024) sowie deren Nachkommen jeder-
zeit Ansprüche anmelden konnten, dem 
befreundeten Erzbischof Unwan zwecks 
Dombau zu übergeben. Nicht nur hätte 
er damit seinen Rivalen jeden Rechts-
anspruch verwehrt, vielmehr auch ein 
frommes Werk verrichtet. Hinzu kam, 
dass er im Einvernehmen mit dem Erz-
bischof Hamburg zu einer modernen 
Festung ausbaute, deren Schutz auf der 
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Elbeseite sein neuerbauter Sitz über-
nahm, die Neue Burg. Mehr noch gab 
er damit den hier lebenden Einwohnern 
gute Entfaltungsmöglichkeiten in einem 
bestens geschützten Platz.

Begründete die bisherige historische 
Sichtweise jede fortifikatorische Ver-
änderung in Hamburg mit feindlichen 
Überfällen, für die man neben den Wi-
kingern 845 vor allem „die Slawen“ ver-
antwortlich machte, so lässt sich die zu-
nehmende Größe des Siedlungsplatzes 
Ham(ma)burg besser mit der wachsen-
den Prosperität des Platzes und dem zu-
nahmenden Gewinn unterschiedlichster 
Strukturen und Funktionen erklären. 
Hamburg erwies sich als Erfolgsmodell, 
das zunehmenden Platzbedarf anmel-
dete, dem die immer größer angelegten 
Befestigungen Rechnung trugen.

Indes, die Konzeption von Erzbischof Un-
wan und Herzog Bernhard II. in Hamburg 
sollte nur begrenzte Zeit wirksam sein. 
Anzumerken bleibt, dass die Feindschaft 
der Brüder Wichmann und Hermann in 
der Herzogslinie keine Fortsetzung fand. 
Bernhard I. wurde gar Seite an Seite mit 
seinem Bruder Liudger I. in Lüneburg 
bestattet, Bernhard II. und Thietmar I. 
scheinen ebenso einvernehmlich wie 
Ordulf und Hermann I. († 1086) gewirkt 
zu haben, der nach dem Tod seines Bru-
ders seinem Neffen Herzog Magnus treu 
zur Seite stand.

Die Herrschaft der Hamburger Grafen

Beginnend mit Heinrich I. regierten ab 
1059 in Hamburg und weiten Räumen 

beiderseits der Unterelbe generationen-
lang die Hamburger Grafen. 1073 gehör-
te Heinricus comes zu den in Hötensle-
ben versammelten Verschwörern gegen 
König Heinrich IV.,25  1087/88 (nicht 1091) 
stand comes Heinricus de Hammaburg 
vor Graf Reinold I. von Stade-Erthene-
burg an der Spitze der Gefolgsmänner 
des Herzogs Magnus (reg. 1072-1106).26 
Als seine beiden überlebenden Söhne 
Graf Heinrich I. zwei Jahre nach seinem 
1098 erfolgten Tod ehrten, attestierten 
sie ihm ein sehr ruhmvolles Leben, was 
sich wohl auf seine Beteiligung 1093 an 
der siegreichen Schlacht von Schmilau 
an der Seite seines mutmaßlichen Pa-
tensohnes bezieht, des Abodritenkönigs 
Heinrich. Zudem attestierten sie ihm ein-
sichtiges und kluges Verhalten, das sich in 
seiner Errichtung von Kirchen und der 
Aufstellung von Reliquien der Heiligen 
für die Gläubigen aller Stände zeigte.27 
Graf Heinrichs I. erfolgreiches Wirken 
fällt in jene Zeit, für die Helmold von Bo-
sau nördlich der Elbe das christenfeind-
liche Wüten des ausschließlich von ihm 
bezeugten Kruto reklamiert.28

Auf Graf Heinrich I. folgten seine Söh-
ne Graf Gottfried (reg. 1098-1110) und 
Graf Heinrich II. († nach 1112). Dessen 
mutmaßlicher Sohn Graf Heinrich († 
nach 1147) hatte nach dem Tod seines 
Schwagers Graf Friedrich von 1135 bis 
1143 auch die Grafschaft Stade inne. Das 
Harsefelder Nekrolog nennt Heinricus, 
comes unter unseren verstorbenen Für-
sten.29  In Stade folgte ihm für ein halbes 
Jahr, wie das Chronicon Rosenfeldensis 
berichtet, Rudolf II., bevor dieser 1144 
durch Schwerthiebe zu Tode kam.30 
In Hamburg folgten Heinrich über meh-
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rere Generationen seine gleichfalls meist 
Heinrich heißenden Nachfolger. Wann 
sie hier das Grafenamt verloren, ist un-
bekannt, bereits der vorherige Stader 
Graf erscheint 1147 (nicht 1149) in einer 
Urkunde Herzog Heinrichs des Löwen 
nur noch als erzbischöflicher Hochvogt 
(Heinricus aduocatus de Barmizstede).31  
Unklar ist gleichfalls der Namenswech-
sel, sicherlich jedoch handelt es sich 
aufgrund ihrer Stellung und ihres gewal-
tigen Besitzes32 um die Nachkommen 
Graf Heinrichs I. von Hamburg.

Bis kurz vor ihrem Aussterben im Man-
nesstamm 1286/88 dürften die Edel-
herren von Barmstede die Hochvogtei 
der Hamburger Erzdiözese innegehabt 
haben. In der Hamburger Domkirche 
St. Maria und Vitus befand sich an her-
ausragender Stelle die Grablege ihres 
Geschlechts, im Mittelschiff direkt zu Fü-
ßen des Hochaltars. Es war dies der den 
Erzbischöfen vorbehaltene Ehrenplatz. 
Doch diese wurden sämtlich an ähnlich 
bevorrechtigter Position in der Bremer 
Domkirche St. Petri zur letzten Ruhe 
gebettet. Nach dem Tod des letzten 
erwachsenen Nachkommen der Ham-
burger Grafen im Mannesstamm, des 
Edelherrn Heinrich von Barmstede († 17. 
März 1285), okkupierten die Schaumbur-
ger Grafen diese Grablege, wo mit dem 
am 21. Dezember 1290 verstorbenen 
Gerhard I. erstmals ein Graf ihres Ge-
schlechts bestattet wurde.33

Das von Helmold von Bosau behauptete 
erbenlose Ende der Hamburger Grafen 
und die Vergabe der Grafschaft an Adolf 
I. von Schaumburg erweist sich als unzu-
treffend.34  Ihre Nachkommen herrsch-

ten weitere gut 170 Jahre in Hamburg 
und in weiten Teilen Stormarns, Hol-
steins, des Elbe-Weser-Raumes ebenso 
wie in der Region um Lüneburg. Neben 
den Edelherren von Barmstede sind auch 
die Herren von Badwide – die um 1198 
ausgestorbenen Grafen von Ratzeburg 
– und wohl auch die im Lüneburgischen 
reich begüterten Grafen von Schwerin 
als ihre Nachkommen im Mannesstamm 
anzusehen.

Im August 1257 gehörten die Brüder 
Heinrich und Otto von Barmstede in-
mitten anderer Großer des Unterelbe-
raumes, wie die Schaumburger Johann 
I. und Gerhard I., zu den Garanten des 
Ausgleichs, der den Streit Erzbischof 
Gerhards mit Herzog Albrecht von 
Braunschweig-Lüneburg beendete.35 
Den Niedergang der Herren von Barm-
stede besiegelte 1259 die Niederlage 
Ottos von Barmstede († 1269/70) vor Wil-
lenscharen,36  als sie im Bündnis mit den 
verwandten Oldenburger Grafen den 
neugewählten Erzbischof Hildebold von 
Wunstorf gegen den Kandidaten der 
Schaumburger unterstützten. Zuvor war 
im Juli 1258 Ottos Bruder Heinrich einem 
Mordanschlag zum Opfer gefallen. Zwar 
setzte Hildebold sich südlich der Elbe 
durch, doch im Norden triumphierten 
die Schaumburger, die auch die Altstadt 
Hamburg unter ihre Kontrolle brachten 
und beide Städte vereinten. Im Februar 
1267 musste sich Otto von Barmstede 
neuerlich Gerhard I. unterwerfen.37

Die Neue Burg dürften die Hamburger 
Grafen an Herzog Heinrich den Löwen 
(† 1195) verloren haben. Dieser wieder-
um verlor sie um 1180 an seinen bishe-
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rigen Gefolgsmann Graf Adolf III. von 
Schaumburg, der sie – um der drohen-
den Rückkehr des Löwen zu begegnen 
– aufsiedelte und zu einer Stadt umfunk-
tionierte, der Neustadt. Man beachte die 
Parallelen zu der unter Herzog Bernhard 
II. und Erzbischof Unwan in den 1020er 
Jahren erfolgten Umwidmung des Ham-
maburg-Areals.

Zwei Städte Hamburg

Schrieb R. Sprandel, „1216 erfolgte der 
kommunale Zusammenschluß von Alt- 
und Neustadt“ Hamburgs, so vertraten 
R. Hammel-Kiesow und O. Pelc die Auf-
fassung, „1228 wurden die Altstadt und 
die Neustadt Hamburg dann de iure 
vereinigt“.38  Doch schaut man sich die 
Quellen genauer an, so kommen Zweifel 
an derart kategorischen Aussagen.

Noch im 13. Jahrhundert lassen sich auf 
der Grundlage zahlreicher Urkunden in 
Hamburg zwei von Vögten repräsentier-
te gleichnamige Rechtsbezirke – sprich 
Städte – ausmachen. In der erzbischöfli-
chen Altstadt, unter den als Hochvögten 
wirkenden Edelherren von Barmstede, 
zeigt sich ab Dezember 1236 Vogt Georg 
von Herwardeshude.39  1247 stiftete er 
auf seinem Besitz Herwardeshude an der 
Elbe ein Nonnenkloster, das unmittelbar 
anschließend die Schaumburger okku-
pierten. Herwardeshude befand sich 
früher im Besitz des Stader Grafenhauses 
der Udonen, 1246 waren hier die Mark-
grafen von Brandenburg begütert.40

1258 bezeichneten die Schaumburger 
Johann I. und Gerhard I. im Hamburger 

Weichbildprivileg Georg als einstigen 
Vogt.41  Doch erneut tritt er in dem Amt 
auf, 1263 erscheint er letztmals eindeu-
tig als Vogt, im Juli 1266 ist er nach na-
hezu dreißigjährigem Wirken zuletzt be-
zeugt.42 In den Zeugenlisten von 57 Ur-
kunden ist Georg zu finden, fast immer 
nahm er eine vordere Position ein, oft 
fungierte er als Spitzenzeuge. Eine Ur-
kunde hatte er selbst ausgestellt, als er 
das Kloster Herwardeshude fundierte.

Eine deutlich anders geartete Position 
nahm Vogt Gerbert von Boizenburg ein, 
den Graf Gerhard I. von Schaumburg 
als seinen Vogt bezeichnete, was er bei 
Georg nie tat. 1253 trat Gerbert zuerst 
auf,43 in den Zeugenlisten von 40 Ur-
kunden nahm er meist nachgeordnete 
Positionen ein, stets rangierte Vogt Ge-
org deutlich vor ihm, ein gemeinsames 
Wirken ist nicht erkennbar. War Georg 
der Mann des Erzbischofs und des Barm-
steder Hochvogts, so vertrat Gerbert in 
der Neustadt die Interessen der Schaum-
burger Grafen. Beide Vögte standen den 
jeweiligen Ratskollegien vor.

Am 10. Okt. 1258 erteilten die Schaum-
burger Grafen der Stadt Hamburg, ge-
nauer gesagt den burgenses Hamburgen-
ses, ein Weichbildprivileg.44  Was auf den 
ersten Blick wie eine großzügige Geste 
gegenüber den Stadtoberen anmutet, 
erweist sich bei näherer Betrachtung als 
Rechtsbruch, verfügten die Grafen doch 
nicht über entsprechende Rechte an der 
erzbischöflichen Altstadt und an meh-
reren Siedlungen, die ihr Privileg betraf. 
Sechs Tage später verpflichteten sich die 
Grafen gegenüber den burgensibus de 
Hamborg zum Abriss der von ihnen auf 
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dem Süllberg bei Blankenese errichte-
ten Burg.45  Da sie beidesmal kein städ-
tisches Führungsgremium, sondern viel-
mehr die Bürgerschaft als Adressaten 
benannten, könnte es ein solches zu der 
Zeit für beide Städte nicht gegeben ha-
ben oder aber es stand zumindest nicht 
im Einvernehmen mit den Grafen. 

Unmittelbar zuvor, am 7. Sept. 1258, 
adressierten die Kölner Stadtoberen 
einen Schutzbrief für Hamburger Kauf-
leute an aduocatus et consulibus de Ham-
memborch, am 13. Mai 1259 trafen aduo-
catus et consulibus et vniuersis ciuibus in 
Hammenburg mit den Bremer Stadtobe-
ren eine Vereinbarung.46  Demnach gab 
es damals in Hamburg funktionsfähige 
Führungsorgane Vogt und Ratskollegi-
um, ohne dass klar ist, um welche der 
beiden Städte es sich handelte.

Um es klar zu stellen: Auch nach dem 
Weichbildprivileg, dass die Vereinigung 
beider Städte voraussetzt, gab es wei-
terhin in Hamburg zwei Vögte mit un-
terschiedlichen Zuständigkeiten. Hinzu 
kam der erzbischöfliche Hochvogt aus 
der Familie von Barmstede.

Ein Dreivierteljahr nach dem Weich-
bildprivileg griff Papst Alexander IV. ein 
und forderte, die widerrechtlich ohne 
Zustimmung des Domkapitels erfolgte 
Überweisung der in der Bremer Diözese 
gelegenen Stadt Hamburg durch den 
verstorbenen Erzbischof Gerhard (amt. 
1219-1258) an den vormaligen Grafen 
Adolf IV. von Holstein (reg. 1225-1239; 
† 1261) rückgängig zu machen und die 
Grafen Johann I. und Gerhard I. von Hol-
stein entsprechend anzuhalten. Unmiss-

verständlich forderte er unter Andro-
hung des Kirchenbanns die Rückgabe 
der Stadt an den Erzbischof.47  Doch 
der militärische Sieg der Schaumburger 
über die Barmstede durchkreuzte dieses 
Ansinnen.

Neubewertung der frühen Geschichte

Die bislang nicht selten kritiklose Adap-
tion der zumeist erheblich später unter 
höchst parteilichen Gesichtspunkten 
erstellten chronistischen Werke Adams 
von Bremen und Helmolds von Bosau 
ist, wie aufgezeigt werden konnte, heute 
nicht mehr angebracht. Auch die nicht 
selten sperrigen und vielfach unter Fäl-
schungsverdacht stehenden Urkunden 
bieten Zugänge zu den frühen Zeiten 
Hamburgs, die in den wenigen für diese 
Region erhaltenen Nekrologen ihre un-
verzichtbare Ergänzung finden, sofern 
man sie mit gebotener methodischer 
Sorgfalt befragt. Hier konnte diese kom-
plexe Thematik naturgemäß nur ange-
rissen werden.

Die Situation zweier gleichnamiger 
Städte lässt sich nunmehr zurückführen 
bis in die schriftliche bezeugte Frühzeit 
Hamburgs. Bereits Ansgars Kirche in der 
Siedlung Hammaburg befand sich ne-
ben der Burg Hammaburg des Grafen 
Bernhard. Dieser Dualismus dauerte, un-
geachtet mehrerer tiefgreifender Verän-
derungen, bis in die 1260er Jahre fort.

In ihrer Summe tragen die Ergebnisse 
der verschiedenen Hamburger Ausgra-
bungen erheblich zur Korrektur des von 
den Chronisten Adam von Bremen und 



62 Rundbrief 114

Helmold von Bosau verschiedentlich 
ohne ausreichende faktische Grundlage 
gestalteten Geschichtsbildes bei. Die Ar-
chäologie offenbart die fundamentalen 
methodischen Schwächen der bislang 
üblichen chronikalisch gestützten hi-
storischen Darstellungsweise, die ihren 
parteiischen Werken eine faktische Qua-
lität zuschrieb, die ihnen wahrlich nicht 
zusteht.48

*  Auf einer Pressekonferenz am 10.02.2015 
stellte der Landesarchäologe und Direktor 
des Archäologischen Museums Hamburg 
Prof. Dr. Rainer-Maria Weiss das Ergebnis 
der bisher durchgeführten Dendro-Datie-
rungen vor. Demnach wurden die meisten 
untersuchten Eichenstämme „im Winter 
des Jahres 1023 gefällt“ und anschließend 
verbaut (http://www.amh.de/index.php/
news/18319; 12.02.2015).
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4 Trillmich, Werner / Rudolf Buchner (Hrsg.): 
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telalter-Schriften, Bd. 47), S. 71.
7  Trillmich / Buchner (Hrsg.): Quellen des 9. 
und 11. Jahrhunderts, Adam von Bremen, II, 
49, S. 286-287; Scholion 34, S. 284-285.
8 Wedekind, Anton Christian (Hrsg.): Ne-
krologium Monasterii S. Michaelis. Aus dem 
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lis zu Lüneburg, vollständig herausgege-
ben, in: Ders.: Noten zu einigen Geschichts-
schreibern des deutschen Mittelalters, Bd. 3, 
Braunschweig 1833, S. 7. – Althoff: Adels- und 
Königsfamilien, S. 292, mit deutlicher Ab-
grenzung zu Adams Darstellung.
9 Mindermann, Arend (Bearb.): Urkunden-
buch der Bischöfe und des Domkapitels von 
Verden (Verdener Urkundenbuch, 1. Abtei-
lung), Band 1. Von den Anfängen bis 1300, 
Stade 2001, S. 33.
10 May, Otto Heinrich (Hrsg.): Regesten der 
Erzbischöfe von Bremen, Bd. 1, Hannover 
1937 (Veröffentlichungen der Historischen 
Kommission für Hannover, Oldenburg, 
Braunschweig, Schaumburg-Lippe und Bre-
men, Bd. 11), S. 41.
11 Winzer, Hans-Joachim: Studien zu den 
Beziehungen zwischen den Grafen von Kat-
lenburg und den Grafen von Stade im Mittel-
alter, Stade – Northeim 2011, S. 75. 
12 Aust, Gerrit / Bock, Günther: Untersu-
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chungen zum Elfenbein-Evangeliar des 
Hamburger Mariendomes und seinen Stif-
tern. Neue Erkenntnisse zur Siedlungsge-
schichte und dynastischen Herrschaft im 
nordelbischen Raum um 1100. In: ZSHG 135 
(2010), S. 7-22. – Vgl. auch Aust, Gerrit: Art. 
Heinrich, Graf von Hamburg. In: Franklin Ko-
pitzsch, Dirk Brietzke (Hrsg.): Hamburgische 
Biografie. Personenlexikon Bd. 5, Göttingen 
2010, S. 176-177. – Bock, Günther:  Das Ham-
burger Elfenbein-Evangeliar als historische 
Quelle zum frühen Hamburg, in: Weiss / 
Klammt (Hrsg.): Mythos Hammaburg, S. 
303-309. – Zur Genealogie vgl. Bock, Gün-
ther: Hammaburg und Domkirche in den 
frühen Jahrhunderten Hamburgs – Versuch 
einer historischen Neubewertung, in: Weiss / 
Klammt (Hrsg.): Mythos Hammaburg, S. 291-
302, hier S. 292-293.
13 LASH, Abt. Urk.-Abt. 7, Nr. 131. – Schmeid-
ler, Bernhard: Hamburg-Bremen und Nord-
ost-Europa vom 9. bis 11. Jahrhundert. Kriti-
sche Untersuchungen zur Hamburgischen 
Kirchengeschichte des Adam von Bremen zu 
Hamburger Urkunden und zur nordischen 
und wendischen Geschichte, Leipzig 1918, 
S. 256.
14 Trillmich / Buchner (Hrsg.): Quellen des 9. 
und 11. Jahrhunderts, Adam von Bremen, III, 
27, S. 360-361.
15 Trillmich / Buchner (Hrsg.): Quellen des 9. 
und 11. Jahrhunderts, Adam von Bremen, II, 
70, S. 314-315.
16 Först, Elke: Der Bischofsturm – Vom 
Wohnturm zum Stadttor, in: Weiss / Klammt: 
Hammaburg, S. 130-137.
17 Lemm, Thorsten: Die frühmittelalterli-
chen Ringwälle im westlichen und mittleren 
Holstein 1-2, Neumünster 2013 (Schriften des 
Archäologischen Landesmuseums 11).
18 Bock, Günther: Umbrüche in Polabien 
während des 11. Jahrhunderts. In: Biermann, 
Felix / Kersting, Thomas / Klammt, Anne / 
Westphalen, Thomas (Hrsg.): Transforma-
tionen und Umbrüche des 12./13. Jahrhun-

derts. Beiträge der Sektion zur slawischen 
Frühgeschichte der 19. Jahrestagung des 
Mittel- und Ostdeutschen Verbandes für Al-
tertumsforschung in Görlitz, 01. bis 03. März 
2010, Langenweißbach 2012 (BUFM 64), S. 
67-82.
19 Freytag, Hans-Joachim: Die Herrschaft 
der Billunger in Sachsen, Göttingen 1951 
(Veröffentlichungen der Historischen Kom-
mission für Niedersachsen, 2; Studien und 
Vorarbeiten zum Historischen Atlas Nieder-
sachsens, 20. Heft), S. 53-57. – Bork, Ruth: 
Die Billunger mit Beiträgen zur Geschichte 
des deutsch-wendischen Grenzraumes im 
10. und 11. Jh., Greifswald 1951 (Diss., Typo-
skript), S. 64-90.
20 Rotter, Ekkehart / Schneidmüller, Bernd 
(Übers. u. Hrsg.): Widukind von Corvey. Res 
gestae Saxonicae. Die Sachsengeschichte, 
Stuttgart 1997, hier 3, 53, S. 206-207.
21 Rotter / Schneidmüller (Übers. u. Hrsg.): 
Widukind 3, 68, S. 220-221.
22 Rotter / Schneidmüller (Übers. u. Hrsg.): 
Widukind 3, 69, 222-225. – Nekrologium S. 
Michaelis, S. 70 (Wichmannus com[es] et multi 
alii occisi). – Bork: Billunger, S. 66-70. – Alt-
hoff: Adels- und Königsfamilien, S. 415.
23 Rotter / Schneidmüller (Übers. u. Hrsg.): 
Widukind 3, 64, 216-217.
24 Hamb. UB 2, 820 (1330). – Koppmann, Karl 
(Hrsg.): Necrologium Capituli Hamburgensis, 
in: ZHG 6 (1868), S. 21-183, S. 79, 81. – Althoff: 
Adels- und Königsfamilien, S. 400.
25 Bruno Saxonicum bellum 24-26.
26 Hamb. UB 1, 118 = May: Regesten, 388.
27 Hamb. UB 1, 124 und Beilage III, S. 805-
806. – Vgl. Stork, Hans-Walter: Das Fest-
tagsevangeliar des Hamburger Domes. 
Beobachtungen zu Cod. in scrinio 93 der 
Staats- und Universitätsbibliothek Hamburg, 
in: Prühlen, Sünje / Kuhse, Lucie / Sarnows-
ky, Jürgen (Hrsg.): Der Blick auf sich und die 
anderen. Selbst- und Fremdbild von Frauen 
und Männern in Mittelalter und früher Neu-
zeit. Festschrift für Klaus Arnold, Göttingen 
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2007 (Nova mediaevalia. Quellen und Stu-
dien zum europäischen Mittelalter Bd. 2), S. 
265-288, hier S. 269.
28 Stoob, Heinz (Hrsg.): Helmold von Bosau. 
Slawenchronik, Darmstadt 51990, cap. 26, S. 
118-119.
29 Chronicon Monasterii Rosenfeldensis 
seu Hassefeldensis. In: Vogt, Johann (Hrsg.): 
Monumena inedita rerum Germanicarum 
praecipue Bremensium: ungedruckte zur 
Historie des Landes und der Stadt Bremen, 
aus angräntzender Oerter, gehörige Nach-
richten, Documente und Urkunden. Unver-
änd. Nachdr. der Ausg. Bremen 1741, ND 
Harsefeld 2002, S. 106-292, hier S. 138. – Er 
dürfte identisch sein mit dem im verderbten 
Hamburger Nekrolog unter dem 28. Sept. 
genannten Hinricus Sebasteca fratris nostri; 
vgl. Koppmann (Hrsg.): Necrologium, S. 123.
30 Chronicon Rosenfeldensis, S. 128.
31 Hamb. UB 1, 188 = SHRU 1, 88 = May: Re-
gesten, 482.
32 Vgl. die Karte bei Lemm, Thorsten: Die 
frühmittelalterlichen Ringwälle im westli-
chen und mittleren Holstein 1-2, Neumün-
ster 2013 (Schriften des Archäologischen 
Landesmuseums 11), Bd. 1, S. 273-284.
33 Bei der Wieden, Helge: Schaumburgische 
Genealogie. Stammtafeln der Grafen von 
Holstein und Schaumburg – auch Herzöge 
von Schleswig – bis zu ihrem Aussterben 
1640, Bückeburg 1966 (Schaumburger Studi-
en H. 14), S. 36.
34 In Druckvorbereitung: Bock, Günther: 
Das Ende der Hamburger Grafen 1110 – eine 
historiographische Konstruktion? In: Auge, 
Oliver (Hrsg.): 1111-2011: 900 Jahre Beleh-
nung des Hauses Schauenburg mit Holstein 
und Stormarn. Ansätze und Perspektiven der 
Forschung.
35 Sudendorf, Heinrich: Urkundenbuch zur 
Geschichte der Herzöge von Braunschweig 
und Lüneburg und ihrer Lande 1-11, Hanno-
ver 1859, Nr. 43 = May: Regesten, 1055.
36 SHRU 2, 191.

37 SHRU 2, 352.
38 Sprandel, Rolf: Art. Hamburg, in: Lexikon 
des Mittelalters IV, München 2002, Sp. 1883. 
– Hammel-Kiesow, Rolf / Pelc, Ortwin: Lan-
desausbau, Territorialherrschaft, Produktion 
und Handel im hohen und späten Mittelalter 
(12.-16. Jh.), in: Geschichte Schleswig-Hol-
steins. Von den Anfängen bis zur Gegenwart, 
hrsg. von Ulrich Lange, Neumünster 1996, S. 
59-134, hier S. 79. – Die entsprechende Ur-
kunde belegt nur einen Verzicht Herzog Alb-
rechts von Sachsen zugunsten Erzbischof 
Gerhards; SHRU 1, 462 = May: Regesten, 841.
39 Hamb. UB 1, 503.
40 SHRU 1, 688 (1247). – Hucke, Richard G., 
Die Grafen von Stade 900-1144. Genealogie, 
politische Stellung, Comitat und Allodialbe-
sitz der sächsischen Udonen, Stade 1956, S. 
173. – Hamb. UB 1, 536 (1246).
41 SHRU 2, 169.
42 SHRU 2, 266 (1263); SHRU 2, 326 (1266).
43 SHRU 2, 35.
44 SHRU 2, 169.
45 SHRU 2, 170.
46 Hamb. UB 1, 628 (1258); 1, 638 (1259).
47 Hoogeweg, Hermann (Hrsg.): Urkunden-
buch des Hochstifts Hildesheim und seiner 
Bischöfe. Teil 2, Hannover 1901, Nr. 1101 = 
May: Regesten, 1075. – SHRU 2, 180 = May: 
Regesten 1077. – SHRU 2, 181.
48 Beispielhaft für diese Praktik zuletzt 
Kraack, Detlev: Die frühen Schauenburger 
als Grafen von Holstein und Stormarn (12.-
14. Jahrhundert), in: Rasmussen, Carsten 
Porskrog / Imberger, Elke / Lohmeier, Dieter 
/ Momsen, Ingwer (Hrsg.): Die Fürsten des 
Landes. Herzöge und Grafen von Schleswig, 
Holstein und Lauenburg, Neumünster 2008, 
S. 28-51. – Die bislang gültigen landesge-
schichtlichen Aussagen kritisierte auf breiter 
archäologischer Grundlage bereits Lemm: 
Die frühmittelalterlichen Ringwälle.
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Oliver Auge & Swantje Piotrowski 
(Hrsg.): Gelehrte Köpfe an der Förde. 
Kieler Professorinnen und Professoren 
in Wissenschaft und Gesellschaft seit 
der Universitätsgründung 1665 (Son-
derveröffentlichung der Gesellschaft 
für Kieler Stadtgeschichte, Bd. 73), Kiel 
2014 (313 S.).

Die vorliegende Veröffentlichung ver-
sammelt Beitrage einer wissenschaft-
lichen Tagung, die im April 2012 in Kiel 
abgehalten wurde. Diese Veranstaltung 
stand im Zusammenhang mit den um-
fangreichen Aktivitäten im Vorfeld des 
großen Universitätsjubiläums (2015 
feiert die 1665 gegründete CAU ihr 
350-jähriges Bestehen) und mit der aus 
diesem Anlass in Angriff genommenen 
Erarbeitung eines online-Kataloges der 
Kieler Professorenschaft (vgl. zu diesem 
Projekt http://www.histosem.unikiel.de/
Lehrstuehle/land/Projekte/Professoren-
katalog/professorenkatalog.html).

Im Anschluss an eine Einführung von 
Oliver Auge & Swantje Piotrowski, Kieler 
Professorinnen und Professoren in Wis-
senschaft und Gesellschaft von 1665 bis 
heute – eine Hinführung (S. 7-17) finden 
sich in dem Buch folgende Beiträge zu 
jeweils einzelnen Professoren bzw. Epo-
chen und Professorengruppen: Swantje 
Piotrowski, Die wirtschaftliche Situation 
der Kieler Professoren zwischen landes-

herrlicher Macht und universitärer Au-
tonomie (1665-1773) (S. 19-53), Dominik 
Hünniger, Die Universität Kiel um 1800: 
Religion und Öffentlichkeit, Korporation 
und Herrschaft am Beispiel der Karriere 
von Johann Otto Thieß (1762-1810) (S. 
55-85), Reimer Hansen, Die Kieler Pro-
fessoren im aufkommenden National-
konflikt 1815-1852 (S. 87-138), Lena Cor-
des & Jelena Steigerwald, Die politische 
Rolle der Kieler Professoren zwischen 
der schleswig-holsteinischen Erhebung 
und der Reichsgründung (S. 139-180), Ulf 
Morgenstern, Sieben Jahre an der Förde. 
Walther Schücking als Hochschulleh-
rer und internationaler Völkerrechtler 

Buchbesprechungen
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in der holsteinischen Universitätsstadt 
1926-1933 (S. 181-215), Martin Göllnitz, 
Umbruch oder Kontinuität? Landesge-
schichte unter Christian Degn (1974-
1978) (S. 217-262) und Sarah Organista, 
Zwischen Vorurteil und Selbstverständ-
nis: Die gesellschaftliche Stellung von 
Akademikerinnen an der Christian-Alb-
rechts-Universität zu Kiel zwischen 1935 
und 1975 (S. 263-297). Ein Quellen und 
Überlieferung gewidmeter Beitrag von 
Dagmar Bickelmann (Die archivalische 
Überlieferung zu den Professoren der 
Christian-Albrechts-Universität im Lan-
desarchiv Schleswig-Holstein, S. 299-
313) beschließt die lesenswerte Veröf-
fentlichung, die große Erwartungen auf 
das weckt, was uns im kommenden Jahr 
an interessanten Veranstaltungen und 
Veröffentlichungen zum Universitätsju-
biläum erwartet.

Detlev Kraack

Werner Rösener, Das Max-Planck-Insti-
tut für Geschichte (1956–2006). Fünfzig 
Jahre Geschichtsforschung, Göttingen 
(Vandenhoeck) 2014 (181 Seiten mit 
15 Abb., kartoniert; ISBN 978-3-525-
30063-3; 29,99 €).

Am 16. Februar 2006 beschloss die Gei-
steswissenschaftliche Sektion der Max-
Planck-Gesellschaft, das renommierte 
Max-Planck-Institut für Geschichte in 
Göttingen zu schließen. Daraufhin bran-
dete ein Sturm der Entrüstung durch die 
wissenschaftliche Öffentlichkeit, fand 
ein lebhaftes Echo in der überregiona-
len Presse – und bewirkte am Ende doch 
gar nichts. Wahrscheinlich wird man erst 

mit ein wenig Abstand – dann allerdings 
zu spät – begreifen, was für ein Scher-
benhaufen hier durch Evaluierungswut, 
falsch verstandenes Effizienzstreben 
und wissenschaftspolitisches Missma-
nagement hinterlassen wurde. Hier wur-
de sehenden Auges fallen gelassen, was 
in Jahrzehnten mühevollster Arbeit ins-
besondere auch im Zusammenspiel mit 
der internationalen Historikergemeinde 
zu selten strahlender Blüte gebracht 
worden war – ein Trauerspiel!

Von 1956 bis 2006 hatte dieses Institut 
existiert und sich unter seinen renom-
mierten Direktoren Hermann Heimpel, 
Josef Fleckenstein, Rudolf Vierhaus, Otto 
Gerhard Oexle und Hartmut Lehmann 
hohe, auch internationale Anerkennung 
verschafft. Seine (Erfolgs)Geschichte 
spiegelt gleichsam die Entwicklung der 
bundesrepublikanischen Geschichts-
wissenschaft wider und gab dieser 
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Entwicklung selbst wichtige Impulse. 
Dazu gehören die Öffnung zu mehr In-
terdisziplinarität und Internationalität 
ebenso wie die Neuausrichtung der 
Geschichtswissenschaft unter verstärkt 
sozialwissenschaftlicher und kulturan-
thropologischer Perspektive. Alltags- 
und Mentalitätsgeschichte, Umweltge-
schichte, Klimageschichte usw., kurz: 
lauter Themen und Inhalte, deren Er-
forschung sich auch der Arbeitskreis für 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte ins 
Stammbuch geschrieben hat. Unsere 
engen Verbindungen nach Göttingen, 
die sich etwa in den Titeln zahlreicher 
unserer Studienbände niedergeschla-
gen haben, die sich aber auch und vor 
allem an Personen wie Manfred Jaku-
bowski-Tiessen festmachen lassen, sind 
uns stets wichtig gewesen.

Deshalb hat es das renommierte Göttin-
ger Institut, dessen Schließung sich mit 
einiger zeitlicher Verzögerung äußerst 
negativ auf die weitere Entwicklung der 
Geschichtswissenschaft in der Bundes-
republik Deutschland auswirken dürfte, 
auch verdient, in seiner Bedeutung in 
diesem kleinen „Nachruf“ gewürdigt zu 
werden. Werner Rösener hat Entspre-
chendes in äußerst verdienstvoller Wei-
se vor der wissenschaftlichen Öffent-
lichkeit geleistet, indem er eine kleine 
Geschichte des Göttinger Instituts und 
eine positive Bilanz seines Wirkens und 
– vor allem – eine „kritische Würdigung“ 
seiner Abwicklung vorgelegt hat.

Detlev Kraack

Bunkers. Atlantvoldens perspektiver i 
Danmark [„Bunker – Perspektiven des 
Atlantikwalls in Dänemark“]. Redakti-
on: Lulu Anne Hansen & Martin Rhein-
heimer, Syddansk Universitetsforlag, 
Odense 2014 (University of southern 
Denmark Studies in History and Social 
Siences, 482) (350 S., zahlr., z. T. farbige 
Abb., Grafiken, Karten). 

Entlang der jütischen Westküste zieht 
sich eine dichte Kette von Bunkern, die 
– von den deutschen Besatzern wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges geschaf-
fen – als Teil des „Atlantikwalls“ eine 
westalliierte Landung in Kontinentaleu-
ropa verhindern sollten. Die Errichtung 
dieser Anlagen hat gewaltige materielle 
und personelle Ressourcen gebunden 
und ist in martialischen Metaphern und 
Bildern zum Mythos geworden, hat aber 
am Ende kaum Einfluss auf die konkre-
ten Operationen des Krieges genom-
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men. Heute sind die Bunker größtenteils 
gesprengt, in Sand und Meer versackt 
oder stehen als skurrile „Felsen“ in der 
Dünenlandschaft und rosten bzw. brö-
seln vor sich hin. Dass sich hier Pflanzen 
und Tieren in „künstlichen Felsen“ neue 
Biotope und Siedlungsräume bieten, 
dass Menschen Erhaltenes zu Museum 
und Erinnerungsort ausbauen und da-
mit ganz neue, eben historische und bis-
weilen sogar künstlerisch-ästhetische 
Sichtweisen auf dieses an sich so düstere 
Erbe des Zweiten Weltkrieges eröffnen, 
ist eine Entwicklung der letzten Jahr-
zehnte. Insofern haben sich die Sicht auf 
die „Betonklötze“ und der Umgang mit 
ihnen grundlegend geändert.

Diesem gerade aus deutscher Perspek-
tive überraschenden Phänomen an der 
jütischen Westküste haben Wissen-
schaftler der süddänischen Universität 
um Martin Rheinheimer und Lulu Anne 
Hansen ein bemerkenswertes Buchpro-
jekt gewidmet. Dieses dürfte zum einen 
von der Sache her das Interesse all de-
rer auf sich ziehen, denen die dänische 
Westküste bisher nur als Urlaubspara-
dies vertraut war, es verdient aber zum 
anderen auch als Versuch, Wissenschaft 
mit ästhetischen und lebensweltlichen 
Elementen zu verzahnen, unsere Auf-
merksamkeit.

An eine Einführung von Lulu Anne Han-
sen & Martin Rheinheimer, die das Phä-
nomen differenziert in den Blick des 
Lesers rückt, schließt sich ein breit gefä-
cherter Beitrag von Martin Rheinheimer: 
Bunkers, menneske og natur – en fotose-
rie an, der sich als Photoserie – aufgeteilt 
in verschiedene Abschnitte zu bestimm-

ten Schwerpunkten – durch das gesam-
te Buch zieht; hier werden ästhetische, 
atmosphärische und wenn man so will 
auch emotionale Akzente gesetzt, wie 
sie sich in wissenschaftlichen Publikatio-
nen bis dato selten finden, die aber dazu 
beitragen dürften, dass man das Buch 
gerne und öfter zur Hand nimmt, um zu 
blättern und sich in den Gegenstand zu 
vertiefen.

Weitere Beiträge behandeln jeweils 
einzelne Aspekte der Thematik – Mona 
Jensen: „Fall Erna“ – invasionen, der ald-
rig kom. Det tyske forsvar af Esbjerg; Ja-
cob Leth: Den forlængede arm i Jylland. 
Departementschefstyrets midlertidige 
kontor i Jylland 1943-45; Mogens R. Nis-
sen: Gudrun og Kriemhild. To forsvars-
linjer i Sydjylland; Lulu Anne Hansen & 
Henrik Lundtofte: Vestkystens Klondyke. 
Fortællinger om Esbjerg og Vestkysten 
under besættelsen; Bo Ejstrud: Stütz-
punkt Henne. Bunkers i det militære kul-
turlandskab; Lulu Anne Hansen & Mette 
Bjerrum Jensen: Spræng dem eller bevar 
dem. Bunkers fra betonklodser til kul-
turarv og attraktioner.

Eine ausführliche deutsche Zusammen-
fassung von Lulu Anne Hansen & Mar-
tin Rheinheimer und ein Anhang mit 
Quellen- und Literaturverzeichnis sowie 
einer knappen Aufstellung mit Anga-
ben zu den Autoren beschließen diese 
„etwas andere“, auf ihre Art aber sicher 
zukunftsweisende Veröffentlichung. Es 
wäre darüber nachzudenken, ob nicht 
auf ganz ähnliche Weise auch bei uns im 
Lande gediegene Wissenschaft und Äs-
thetik zueinander finden und die Arbei-
ten von Nachwuchskräften in entspre-
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chende Veröffentlichungen einbezogen 
werden könnten.

Detlev Kraack

Julian Freche: Die Eingemeindungen 
in die Stadt Kiel (1869-1970). Gründe, 
Probleme und Kontroversen (Kieler 
Werkstücke, Reihe A, Bd. 78), Frankfurt 
a. M. (Peter Lang) 2014 (102 S.).

Die vorliegende Veröffentlichung, die 
aus einer von Oliver Auge im Fachgebiet 
Regionalgeschichte an der CAU betreu-
ten Masterarbeit hervorgegangen ist, 
bietet eine Gesamtübersicht aller zwi-
schen 1869 und 1970 vorgenommenen 
Eingemeindungen in die Stadt Kiel. Da-
mit spannt sich ein weiter zeitlicher Bo-
gen von der Morgenröte des modernen 
Industriezeitalters bis in die Hochzeit 
des bundesrepublikanischen Struktur-
wandels in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts. Den zeitlichen Ausgangs-
punkt für die Untersuchung bildet die 
nach 1865 erfolgte Verlegung der preu-
ßischen Marinestation Ostsee von Dan-
zig nach Kiel und der damit verbundene 
Auftakt von Kiels rasantem Aufstieg zur 
Marine-, Industrie- und Großstadt.

Die Darstellung des Gegenstandes be-
ginnt mit einem ersten Abschnitt zu den 
Grundlagen kommunaler Gebietsreform, 
die für die königlich preußische Epoche, 
für die Zeit der Weimarer Republik, für 
die Phase des Nationalsozialismus und 
die bundesrepublikanische Zeit geson-
dert dargestellt werden. Daran schließt 
sich ein chronologischer Durchgang 
durch die Geschichte der Eingemein-

dungen an, der wiederum in einzelne 
Phasen untergliedert dargeboten wird: 
die kaiserzeitlichen Eingemeindungen 
(Brunswik und Düsternbrook, die Wik 
und Gaarden-Ost), die Jahre unmittelbar 
vor dem Ersten Weltkrieg (Gaarden-Süd, 
Hassee, Ellerbek, Wellingdorf, Hassel-
dieksdamm), die Eingemeindungen der 
Zwischenkriegszeit (nördlich des Kanals: 
Holtenau, Friedrichsort und Pries; au-
ßerdem Kronsburg, Neumühlen-Diet-
richsdorf und Elmschenhagen) und die 
bundesrepublikanischen Eingemein-
dungen (Suchsdorf, Schilksee und Met-
tenhof sowie 1970: Russee, Meimersdorf, 
Moorsee, Wellsee und Rönne), wobei 
durchaus auch Forschungsdesiderate 
formuliert werden (Warum wurde etwa 
Kronshagen nicht eingemeindet? Wel-
che Interessen und konkreten Argumen-
te lassen sich hier als jeweils fördernde 
bzw. hemmende Faktoren fassen? Wie 
arbeitet eine Großstadt wie Kiel mit ih-
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ren Umlandgemeinden und mit den 
Nachbarkreisen zusammen, mit de-
nen sie zweifellos in vielfacher Hinsicht 
eng verzahnt ist? – Hieran ließen sich 
durchaus weitere Untersuchungen an-
knüpfen, die dann bis in unsere eigene 
Wirklichkeit fortgesetzt werden könn-
ten und sollten). Zusammenfassung und 
Ausblick, in denen dazu angeregt wird, 
das am Kieler Beispiel Erforschte mit 
anderen Großstädten im Bundesgebiet 
zu vergleichen, sowie ein ausführliches 
Quellen- und Literaturverzeichnis be-
schließen die Veröffentlichung, die ei-
nen für Kiel zentralen Bereich städtischer 
Wirklichkeit untersucht und adäquat zur 
Darstellung bringt.

Detlev Kraack

Günther Bock, 700 Jahre Bargteheide. 
Die frühen Jahrhunderte (Bargteheide. 
Beiträge zur Geschichte und Gegen-
wart, Heft 1), Bargteheide 2014 (96 S., 
zahlr. farb. Fotos, Karten u. Grafiken; 
ISBN 978-3-00-046742-4), 9,50 Euro.

Der 1970 zur Stadt erhobene mittelalter-
liche Kirchort Bargteheide verweist mit 
seinem im selben Jahr angenommenen 
Wappen auf die Geschichte des Ortes: 
Im oberen Teil zeigt dieses Wappen ein 
rotes, achtspeichiges Rad auf silbernem 
(weißem) Grund und im unteren Teil ein 
von fünf silbernen, gekreuzten Fäden 
durchzogenes blaues Feld. Daraus er-
hellt sich die Bedeutung von Transport 
und Handel für diesen am Schnittpunkt 
wichtiger Überlandverbindungen an-
gesiedelten Kirchort im Kräftefeld zwi-
schen Hamburg und Lübeck.

Anlässlich des 700. Jubiläums der ur-
kundlichen Ersterwähnung von „Brekte-
hegel“ hat Günther Bock für die Stadt 
eine Jubiläumsschrift verfasst, die die 
mittelalterliche Geschichte des Ortes 
und seines Umfeldes zum Gegenstand 
hat. In ansprechender Aufmachung und 
mit zahlreichen, qualitativ hochwerti-
gen Abbildungen ausgestattet, führt 
die Veröffentlichung den Leser, der hier 
auch als Betrachter ernst genommen 
wird, vom Beginn des 14. Jahrhunderts 
bis in die Zeit kurz vor der Reformation. 
Ausgehend von der Ersterwähnung in 
einer am 7. Juni 1314 zu Kolding ausge-
stellten Urkunde Graf Gerhards IV. von 
Holstein-Plön (gest.1317), werden dabei 
die vorreformatorische Kirche, die wirt-
schaftlichen und sozialen Bedingungen 
und der Alltag der Menschen in dem 
Kirchort Bargteheide sowie dessen spät-
mittelalterliches Umfeld, außerdem der 
politische und ereignisgeschichtliche 
Rahmen behandelt. Dabei reicht der 
Fokus der Betrachtung auch in die Zeit 
vor der Ersterwähnung zurück. Dies al-
les geschieht auf sehr anschauliche, auf 
den heutigen interessierten Laien ab-
gestimmte Art und Weise, ohne dabei 
ins Triviale abzugleiten oder auf wissen-
schaftlichen Anspruch zu verzichten. 
Dieser Anspruch wird schon dadurch 
hochgehalten, dass eben nicht nur platt 
erzählt wird, wie dies in Ortsgeschichte 
ansonsten oftmals zu beobachten ist, 
sondern dass stets auf die zeitgenös-
sische Quellenüberlieferung rekurriert 
wird. Und wo sich aus der lokalen Über-
lieferung nicht schöpfen lässt, wird der 
Rahmen durch parallele zeitgenössische 
Nachrichten aus vergleichbaren Zusam-
menhängen ausgeleuchtet (etwa das 
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Rechtsleben aus illustrierten Sachsen-
spiegelhandschriften oder der niederad-
lige Alltag aus der Manessischen Lieder-
handschrift). Schön ist, dass der Leser sich 
selbst in die mittelalterliche Urkunden- 
und Rechnungsüberlieferung vertiefen, 
Siegel- und Münzbilder  und -umschrif-
ten studieren kann und auch Ausschnit-
te aus frühneuzeitlichen Kartenblättern 
(etwa Pinneberger Landtafel des Daniel 
Frese von 1588, Elbkarte des Melchior 
Lorich von 1568 und Flurkarten des 18. 
Jahrhunderts) präsentiert bekommt. 
Hierdurch wird die Veröffentlichung zu 
einer Einladung in die spätmittelalter-
liche und frühneuzeitliche Epoche. Die 
Lektüre ermöglicht es, sich mit authen-
tischen Zeugnissen aus der Zeit selbst 
auseinanderzusetzen. Überdies wird 
eben auch nicht nur Handbuchwissen 
ausgebreitet, sondern der Leser wird 
etwa bei Fragen nach der Rolle des Nie-
deradels im Territorialisierungsprozess 
oder nach der Reichweite landesherrli-
chen Einflusses mit den Ergebnissen der 
aktuellen mediävistischen Forschung 
konfrontiert. Mit einem Wort: Es handelt 
sich bei der vorliegenden Veröffentli-
chung um eine Ortsgeschichte, die lo-
kale Geschichte eng eingebunden in die 
übergeordneten Entwicklungen der re-
gionalen, ja der allgemeinen Geschichte 
darbietet. Gerade deshalb ist es auf den 
ersten Blick überraschend, dass man 
nach den bis dato im Lande stets heran-
gezogenen mediävistischen Klassikern 
aus der Feder von Walther Lammers, 
Erich Hoffmann und anderen vergeblich 
Ausschau hält. Sie werden nicht einmal 
mehr im Literaturverzeichnis erwähnt. 
Hierin scheint sich ebenso ein Paradig-
menwechsel anzudeuten wie in der kon-

sequenten Verwendung der südelbisch 
üblichen Terminologie und Zählung der 
Grafen aus Schauenburgischem Hause 
(Schaumburg /-er statt Schauenburg/-er 
und Zählung nach Helge Bei der Wie-
dens Schaumburgischer Genealogie von 
1966 [2. Aufl. 1999]). Letzteres lässt sich 
durchaus rechtfertigen, es mag aber bei 
manch nordelbisch sozialisiertem Leser 
zu Irritationen führen und hätte deshalb 
vielleicht zumindest kurz erwähnt oder 
problematisiert werden sollen.

Bisweilen legt es Günther Bock auch ge-
radezu darauf an, seine Leserschaft zu 
provozieren. So weckt er mit der Kapi-
telüberschrift „… und plötzlich wurden 
wir Ausland“ (S. 71) zum Jahre 1475 ana-
chronistische Assoziationen, um die von 
da an knapp hundert Jahre währende 
Einbindung der Vogtei Tremsbüttel, zu 
der auch der Ort Bargteheide gehörte, 
in die Herrschaft Herzog Johanns IV. von 
Sachsen-Lauenburg herauszustreichen. 
Solche Denkanstöße sind legitim, wenn 
sie dazu beitragen, die intendierte Bot-
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schaft beim Leser ankommen zu lassen: 
weder Schauenburger (Schaumburger) 
noch Oldenburger, sondern Askanier 
prägten hier die Entwicklung an der 
Wende vom Mittelalter zur Neuzeit.

Ob der Verfasser allerdings mit der der 
herrschenden Lehre unterstellten Be-
wertung des nordelbischen Niedera-
dels „als grobmotorisch“ (S. 54) wirklich 
den intendierten Sachverhalt trifft oder 
sprachlich nicht vielleicht ein wenig 
übers Ziel hinausschießt, sei dahinge-
stellt. Kleine Lesefehler (Privilegium 
super decimis statt korrekt decimas, 
S. 20, und Saxonia statt Saxonie in der 
Siegelumschrift, S. 71) seien zumindest 
erwähnt. All dies ändert nichts daran, 
dass hier auf beachtenswertem Niveau 
die mittelalterliche Geschichte eines 
Kirchortes aufgearbeitet und in gleicher 
Weise für den interessierten Laien wie 
für den Fachwissenschaftler dargestellt 
worden ist.

Detlev Kraack

Karin Hausen, Geschlechtergeschichte 
als Gesellschaftsgeschichte, Vanden-
hoeck & Ruprecht, Göttingen 2012 
(Kritische Studien zur Geschichtswis-
senschaft, Bd. 202).

Karin Hausen gehört zu denjenigen Hi-
storikerinnen und Historikern, die die 
deutschsprachige Forschung im Bereich 
der Geschlechtergeschichte maßgeblich 
beeinflusst und geprägt haben. Über 
mehrere Jahrzehnte hinweg verfasste sie 
zahlreiche Arbeiten, die nicht nur einen 
Beitrag zur Aufarbeitung der Bedeutung 

von Frauen in der Geschichte leisteten, 
sondern auch die historisch variablen 
Geschlechterkonstellationen und Ge-
schlechterkonstruktionen zu analysieren 
versuchten. In dem vorliegenden Band 
sind einige der einflussreichsten Beiträge 
aus den Jahren 1976 bis 2000 jetzt noch 
einmal neu erschienen. Auf eine umfas-
sende Überarbeitung der Texte wurde 
dabei verzichtet. Damit verfolgt die Au-
torin das Ziel, dass an dieser Sammlung 
auch die Entwicklung der Geschlechter-
geschichte selbst nachvollzogen wer-
den kann. Dabei sind die einzelnen Tex-
te jedoch nicht chronologisch, sondern 
thematisch geordnet. Die Vielfalt der in 
dem Band versammelten Themen und 
Thesen erlaubt im Folgenden lediglich 
eine thematische Vorstellung des Ban-
des sowie einige grundlegende Bemer-
kungen. Die kritische Auseinanderset-
zung mit den einzelnen Thesen bleibt 
den Leserinnen und Lesern überlassen.
In einer ausführlichen Einleitung gibt 
Hausen zunächst einen Überblick über 
den schwierigen Start der Geschlech-
tergeschichte in Deutschland, die Etap-
pen und Erfolge bis in die Gegenwart 
sowie die wichtigsten Fragestellungen 
und Themenbereiche. Sie zeichnet den 
Weg von der Frauen- zur relationalen 
Geschlechtergeschichte sowie auch den 
Weg der Geschlechtergeschichte zur an-
erkannten historiographischen Disziplin 
nach und macht dabei deutlich, dass 
Geschlechtergeschichte eben nicht nur 
auf die scheinbaren Kernbereiche Ehe, 
Kindererziehung, Bildung, also eben 
alle nicht überwiegend männlich do-
minierten Bereiche, beschränkt bleibt. 
Vielmehr bedeutet geschlechterge-
schichtliches Forschen die Einnahme 
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einer Perspektive, aus der sich Themen 
auch traditionell männerdominierter 
Forschungsbereiche wie der Politikge-
schichte auf neuartige Weise beleuch-
ten lassen. Dabei thematisiert Hausen 
auch die Bedeutung der Sprache für die 
Konstruktion einer männlich geprägten 
Geschichte und somit die Notwendig-
keit einer Dekonstruktion traditioneller 
Sprachformationen in einer kritischen 
Geschichtsforschung.

Der erste der vier großen thematischen 
Abschnitte ist mit der Überschrift „Bür-
gerliche Geschlechterordnung“ ver-
sehen. Am Beginn steht der wohl be-
kannteste Aufsatz von Karin Hausen 
zur „Polarisierung der Geschlechtscha-
raktere“, in dem sie die diskursive Fest-
setzung von spezifisch weiblichen und 
männlichen Geschlechtscharakteren seit 
dem späten 18. Jahrhundert beleuchtet. 
Dieser Aufsatz wird gefolgt von einem 
Beitrag zur Bedeutung der Ehe im Bil-
dungsbürgertum des 18. und 19. Jahr-
hunderts. Hausen stellt das Ineinander-
greifen von normativen Eheentwürfen 
und individuell ausgehandelten Bezie-
hungen einzelner Ehepaare vor, die sich 
eben häufig nicht an den gesellschaftli-
chen Idealbildern der Ehe orientierten. 
Dieser Beitrag erreicht eine für Hausen 
eher ungewöhnliche Tiefe, da sie der 
Überzeugung ist, dass es kaum möglich 
sei, „über Ehepaare im Bildungsbürger-
tum allgemein zutreffende Aussagen 
zu machen“ (S. 53). Der Aufsatz verweist 
somit auf eine Vielfalt gelebter Ehever-
hältnisse im 18. und frühen 19. Jahrhun-
dert. Der dritte Text in diesem Abschnitt 
wurde für diese Textsammlung gänzlich 
neu verfasst. Er behandelt die Rezepti-

onsgeschichte des Aufsatzes über die 
Polarisierung der Geschlechtscharakte-
re. Hausen beschreibt die theoretische 
Ausgangssituation sowie die persönli-
chen und gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen, in denen der Aufsatz ent-
standen ist.

Der zweite Abschnitt trägt die Über-
schrift „Haushalt und Technik“. Er be-
ginnt mit einem Beitrag zur „Sozialge-
schichte der Nähmaschine“, die Hausen 
als ein „Zwitterding […] zwischen Haus-
rat und Produktionsanlage“ beschreibt 
(S. 109-110). Hausen kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Nähmaschine an der 
Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert 
eine Massenbeschäftigung von Frauen 
ermöglichte, die viele dieser Frauen in 
elende Lebenssituationen führte. Der 
zweite Text trägt die Überschrift „Gro-
ße Wäsche. Technischer Fortschritt und 
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sozialer Wandel in Deutschland vom 18. 
bis ins 20. Jahrhundert“. Auch in diesem 
Aufsatz beschäftigt sich Hausen mit der 
Frage, ob die von der Industrie häufig 
als Beitrag zur „Befreiung“ der Frauen 
von Haushaltsaufgaben beworbenen 
technischen Entwicklungen nicht oft ei-
nen eher gegensätzlichen Effekt hatten. 
Der dritte Beitrag trägt die Überschrift 
„Häuslicher Herd und Wissenschaft. 
Zur frühneuzeitlichen Debatte über 
Holznot und Holzsparkunst in Deutsch-
land“. In diesem Text analysiert Hausen 
im Hinblick auf die „Holzsparkunst“ das 
Verhältnis von praktischem Wissen von 
Frauen und theoretischen Überlegun-
gen von Männern.

Der dritte Abschnitt steht unter der 
Überschrift „Arbeiten, Wirtschaften und 
Geschlechterdifferenz“. Am Beginn steht 
mit dem Text „Wirtschaften mit der Ge-
schlechterordnung“ ein ebenfalls sehr 
bekannter Aufsatz von Karin Hausen. Sie 
beleuchtet den Prozess der fortschrei-
tenden geschlechtsspezifischen Arbeits-
teilung seit dem 18. Jahrhundert und 
versucht diesen unter Berücksichtigung 
der „komplexe[n] Verschränkung von 
Geschlechter-, Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung“ (S. 190) zu erklären. Im 
zweiten Aufsatz dieses Abschnittes ana-
lysiert Hausen die „Funktion von Arbeits- 
und Sozialrecht für die Normierung und 
Stabilisierung der Geschlechterverhält-
nisse“ in der Zeit des Kaiserreichs und 
der Weimarer Republik. Sie versucht 
darzulegen, dass insbesondere Männer 
von der Sozialpolitik des entstehenden 
Wohlfahrtsstaates profitierten, während 
viele Frauen weiterhin in „Armut und 
Abhängigkeit“ lebten (S. 211). Es folgen 

weitere Ausführungen zum Thema „Ar-
beit und Geschlecht“, mit denen die 
Autorin den Anspruch verfolgt, auch zu 
gegenwärtigen Diskussionen um gleich-
berechtigten Zugang von Männern und 
Frauen zu Ressourcen des Arbeitsmark-
tes etwas beitragen zu können.

Der vierte Abschnitt trägt die Überschrift 
„Muttertag, Volkstrauertag und andere 
Antworten auf den ersten Weltkrieg“. 
Hausen wendet sich in einem knapp 50 
Seiten umfassenden Aufsatz zunächst 
einer Dekonstruktion der Ideologie des 
Muttertags zu und sieht in diesem einen 
„Gegensatz von verlogenem öffentli-
chen Zeremoniell und gesellschaftlich 
ungeachteter, da privat geleisteter Ar-
beit der Mütter“ (S. 301). Der zweite Text 
dieses Abschnitts ist dem Volkstrauertag 
gewidmet. Hausen thematisiert vor al-
lem die Entstehung dieses Gedenktages 
in der Nachfolge des Ersten Weltkrieges 
sowie dessen Instrumentalisierung im 
Kontext der nationalsozialistischen Ideo-
logie. In einem engen thematischen Zu-
sammenhang dazu beschreibt Hausen 
nachfolgend die Bedeutung der Kriegs-
hinterbliebenenfürsorge für das Leben 
von verwitweten Frauen in den 1920er 
Jahren. Dabei skizziert sie nicht nur die 
Diskussion um die Unterstützung von 
hinterbliebenen Ehefrauen und Müt-
tern sowie die Institutionalisierung der 
Fürsorge, sondern bietet auf der Grund-
lage von Fürsorgeberichten abschlie-
ßend auch einen Einblick in individuelle 
Schicksale von Empfängerinnen und 
die Folgen der Auszahlung von Fürsor-
gegeldern an diese Personen. Hausen 
schließt mit dem Plädoyer, insbesonde-
re diesen Alltagsgeschichten von hin-
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terbliebenen Frauen und Kindern in der 
Forschung noch mehr Aufmerksamkeit 
zu widmen.

Der fünfte Abschnitt trägt die Überschrift 
„Theoretische und historiographische 
Herausforderungen“. In diesem Teil des 
Buches werden zentrale theoretische 
Konzeptionen und Begrifflichkeiten der 
Frauen- und Geschlechtergeschichte 
diskutiert. Am Anfang steht eine Ausein-
andersetzung mit dem „Patriarchat“. In 
seiner Verwendung als universale Ziel-
scheibe der Frauenbewegung schreibt 
Hausen dem Begriff zunächst einen fun-
damental politischen Nutzen zu. Aller-
dings sieht sie auch die Gefahr, dass der 
Begriff des Patriarchats gerade in seiner 
simplen Vereinheitlichung aller zu kriti-
sierenden Phänomene, mit denen das 
Verhältnis von Männern und Frauen in 
Geschichte und Gegenwart belastet 
sei, einer differenzierten historiographi-
schen Analyse im Weg steht. Nach einer 
detaillierten Begriffsgeschichte kommt 
Hausen zu dem Schluss, dass es wenig 
ergiebig sei, „die Geschlechterverhält-
nisse des 19. und 20. Jahrhunderts unter 
der Denkfigur des »Patriarchats« auf den 
Begriff zu bringen“ (S. 370). Der zwei-
te Beitrag des letzten Kapitels ist der 
„Nicht-Einheit der Geschichte als histo-
riographische Herausforderung“ gewid-
met. Ausgehend von Schillers Vorlesung 
zur Universalgeschichte fragt Hausen, 
„was die in der Geschichtswissenschaft 
wirkungsmächtige Fiktion einer Einheit 
der Geschichte geleistet hat und wei-
terhin zu leisten vermag bzw. was sie 
verstellt hat und zukünftig nicht länger 
verstellen sollte“ (S. 380). Sie wirbt ab-
schließend für eine pluralistische Sicht 

auf die Geschichte. Der Band schließt 
mit einem Verzeichnis der Erstveröffent-
lichungen. 

Ausgeblendet wird an vielen Stellen der 
Umstand, dass die untersuchten Quel-
len fast ausschließlich auf normativer 
oder stark abstrahierender Ebene ange-
siedelt sind. Nur selten taucht Hausen in 
die Tiefe individueller Lebensgeschich-
ten hinab. Über gelebte Geschlechter-
verhältnisse und ganz pragmatische 
Übereinkünfte von Männern und Frauen 
zur Bewältigung des Alltags lernt man 
in diesem Buch relativ wenig. Gleich-
wohl bietet der Band seiner Intention 
entsprechend nicht nur einen Überblick 
über das Werk von Karin Hausen, son-
dern er skizziert auch die Entwicklung 
der Geschlechtergeschichte insgesamt. 
Dabei entsteht zuweilen der Eindruck, 
dass dieses Buch, obwohl die einzelnen 
Beiträge zum Zeitpunkt ihrer Entste-
hung sicherlich innovativ und auf der 
Höhe des jeweiligen Forschungsstandes 
waren, nunmehr für die gegenwärtige 
geschlechtergeschichtliche Forschung 
vor allem einen Beitrag zur Geschichte 
der eigenen Disziplin leisten. Letzteres 
ist aber auch ein erklärtes Ziel Hausens 
und insofern kann es dem Buch kaum 
negativ zugeschrieben werden, dass 
einige Aufsätze in Teilen dem gegen-
wärtigen Forschungsstand nicht mehr 
entsprechen. Besonders spannend sind 
Hausens Darstellungen der persönlichen 
und wissenschaftlichen Entstehungs-
kontexte ihrer Arbeiten. Diese helfen 
nicht nur dabei, die Entwicklung des Ge-
samtwerks nachzuvollziehen, sondern 
lassen auch die zum Teil mit sprachlicher 
Schärfe vorgetragenen Thesen als Aus-
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druck von Hausens Forscherinnenper-
sönlichkeit und nicht als wissenschaft-
lich fragwürdige Polemik erscheinen. 
Die einzelnen Beiträge sind in der Regel 
stilistisch ansprechend geschrieben und 
verweisen in ihrer Gesamtheit auf die 
langjährige, intensive Auseinanderset-
zung der Autorin mit der Frauen- und 
Geschlechtergeschichte.

Ole Fischer
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